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Die Richtlinie des Landes Hessen zur Förderung der regionalen Entwicklung vom 22. März 2013 (StAnz. 

S. 515), zuletzt geändert am 11. Mai 2013 (StAnz. S. 682), wurde überarbeitet. Anpassungen erfolgen 

hauptsächlich aufgrund geänderter beihilferechtlicher Vorgaben durch die Allgemeine Gruppenfreistel-

lungsverordnung (AGVO), aufgrund neuer Schwerpunktsetzungen im IWB-EFRE-Programm Hessen 

2014-2020 „Investitionen in Wachstum und Beschäftigung“ und aufgrund des neuen Koordinierungsrah-

mens der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ ab 1. Juli 2014 mit 

geänderter Fördergebietskulisse für Hessen. Die Förderung der ländlichen Entwicklung ist aufgrund der 

Umressortierung in das Hessische Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-

schutz als eigenständige Richtlinie des Landes Hessen zur Förderung der ländlichen Entwicklung vom 

16. Februar 2015 veröffentlicht (StAnz. S. 247). Die Regelungen zur Breitbandförderung befinden sich 

in der Richtlinie zur Förderung der Breitbandversorgung im Land Hessen vom 8. August 2016 (StAnz. 

S. 908 ). Die Förderung von Gründerzentren wurde als regionalpolitisches Programm in diese Richtlinie 

integriert.
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Teil I 	 Richtlinienübersicht

1.	 Ziel der Förderung 
	 Ziel der Förderung ist es, Wachstum 

und Beschäftigung in Hessen zu erhö-
hen und dabei insbesondere Landes-
teile, die in ihrer Wirtschaftskraft den 
Landesdurchschnitt nicht erreichen, bei 
der Bewältigung des Strukturwandels zu 
unterstützen. Dies geschieht zum einen 
durch gezielte Unterstützung von Unter-
nehmen, damit diese Dauerarbeitsplätze 
bereitstellen, und zum anderen durch 
den Ausbau der wirtschaftsnahen ein-
schließlich der touristischen Infrastruk-
turen. Dabei sind die bereichsübergrei-
fenden Grundsätze einer nachhaltigen 
Entwicklung, der Chancengleichheit und 
Nichtdiskriminierung sowie der Gleich-
stellung von Männern und Frauen zu be-
achten.

2.	 Inhalt der Richtlinie
	 Mit dieser Richtlinie werden die re-

gionalpolitischen Förderangebote 
des Hessischen Ministeriums für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr und Landes-
entwicklung (HMWEVL) zur Förderung  
 
1.  der betrieblichen Investitionen, 

 	 2. � �der integrierten regionalen Innova-
tions- und Entwicklungskonzepte,

	 3.  ��des Regionalmanagements und Regi-
onalbudgets,

	 4. � �der regionalen Innovationscluster 
(Clusternetzwerke),

	 5. � �der kommunalen Investitionen zur Kon-
version von Industrie-,	 Verkehrs- und 
Militärbrachen für eine gewerbliche 
oder industrielle Folgenutzung so-
wie kommunale Investitionen zur Er-
schließung und zum Ausbau von In-
dustrie- und Gewerbegebieten,

	 6.  der Gründerzentren und
	
 

7. � des Tourismus zusammengefasst.

	 Unter Teil II werden die Förderbestim-
mungen im Einzelnen dargestellt.

	 Der Teil III enthält die für alle Förder-
programme geltenden Förderbestim-
mungen, und zwar Teil III A.: Allgemeine 
Förderbestimmungen, Teil III B.: Be-
stimmungen bei Förderungen aus dem 
Europäischen Fonds für Regionale Ent-
wicklung (EFRE) und Teil III C.: Bestim-
mungen bei Förderungen aus der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW).

3.	 Fördergebiet 
	 Vorhaben werden entsprechend den 

programmspezifischen Einzelregelun-
gen nach Teil II in Hessen, in den Förd-
ergebieten der GRW und in den Vor-
ranggebieten für die Förderung von 
„Investitionen in Wachstum und Beschäf-
tigung (IWB-EFRE-Programm Hessen 
2014 - 2020)“ aus Mitteln des Europäi-
schen Fonds für regionale Entwicklung 
gefördert. 

3.1	 Die Fördergebiete der GRW ergeben 
sich aus dem jeweils gültigen Koordinie-
rungsrahmen. 

	 Es sind nach der GRW: (als C-Förderge-
biet) der Werra-Meißner-Kreis sowie (als 
D-Fördergebiete) der Vogelsbergkreis, 
der Landkreis Waldeck-Frankenberg, der 
Landkreis Gießen (ohne die Gemein-
den Langgöns, Linden und Pohlheim) 
sowie im Landkreis Hersfeld-Rotenburg 
die Kommunen Bebra, Cornberg, Nen-
tershausen, Ronshausen, Rotenburg an 
der Fulda und Wildeck.

3.2	 Die EFRE-Vorranggebiete ergeben sich 
aus dem IWB-EFRE-Programm Hessen 
2014 – 2020. Diese sind die Regierungs-
bezirke Kassel und Gießen sowie im 
Regierungsbezirk Darmstadt der Oden-
waldkreis, die Odenwaldgemeinden 
des Landkreises Bergstraße (Lautertal, 
Lindenfels, Fürth, Grasellenbach, Rim-
bach, Mörlenbach, Birkenau, Wald-Mi-
chelbach, Abtsteinach, Gorxheimertal, 
Hirschhorn, Neckarsteinach) und die 
Odenwaldgemeinden des Landkreises 
Darmstadt-Dieburg (Modautal, Fisch-
bachtal und Groß-Umstadt) sowie im 
Landkreis Bergstraße die Gemeinde Biblis.

 
4.	 Antragsberechtigte 
	 Die Antragsberechtigung ergibt sich aus 

den Einzelregelungen unter Teil II. 

5.	 Zuständige Stellen 
	 Zuständig für alle Fragen der Wirtschafts-

förderung ist das 

	 Hessische Ministerium für Wirtschaft,  
Energie, Verkehr und Landesentwicklung 
(HMWEVL) 

	 Kaiser-Friedrich-Ring 75 	  
65185 Wiesbaden	   
Tel.: 0611 815-0	  
Fax.: 0611 815-2225	   
www.wirtschaft.hessen.de 
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	 Förderanträge sind bei der Wirtschafts- 
und Infrastrukturbank Hessen (WIBank) 
als bewilligende Stelle zu stellen. 

	 Wirtschafts- und Infrastrukturbank  
Hessen (WIBank)		   
- Standort Kassel -	  
Ständeplatz 17

	 34117 Kassel 
	 Telefon: 0561 706-7711 
	 Fax.: 0561 706-7732

	

	 Das Land Hessen hat für eine umfas-
sende Information und die individuelle 
Beratung zu den Förderangeboten des 
Landes, des Bundes und der EU eine  
Beratungsstelle bei der WIBank einge-
richtet. Anfragen können telefonisch 
oder per E-Mail gerichtet werden an

	 die Telefonhotline: 0611 774-7333
	 E-Mail: foerderberatung@wibank.de 
	 www.foerderberatung-hessen.de 

Teil II 	 Einzelbestimmungen

1.	 Betriebliche Investitionen 

1.1	 Gegenstand der Förderung 
	 Zur Verbesserung der Arbeitsplatzsitu-

ation in vergleichsweise strukturschwä-
cheren Landesteilen und als Vorausset-
zung für deren Teilnahme an Wachstum 
und Prosperität sind in erster Linie Inves-
titionen von privaten Unternehmen not-
wendig, mit denen Dauerarbeitsplätze 
geschaffen und gesichert werden. 

	 Um die Investitionstätigkeit anzuregen, 
gewährt das Land Hessen Zuwendungen 
aus Mitteln der GRW, des Landes Hessen 
und des EFRE. Gefördert werden volks-
wirtschaftlich besonders förderungs-
würdige gewerbliche Investitionen, die 
geeignet sind, durch die Schaffung von 
zusätzlichen Einkommensquellen das 
Gesamteinkommen in dem jeweiligen 
Wirtschaftsraum unmittelbar und auf 
Dauer nicht unwesentlich zu erhöhen 
(Primäreffekt). 

1.2	 Fördergebiet 
	 Vorrangig werden Vorhaben in den 

GRW-Fördergebieten und in den EF-
RE-Vorranggebieten unterstützt (Teil I Nr. 
3.1 und 3.2). 

	 Außerhalb der genannten Gebiete 
kommt eine Förderung nur in begründe-
ten Ausnahmefällen an Standorten mit 
akuten örtlichen Strukturproblemen in 
Betracht. 

1.3	 Antragsberechtigte 
	 Antragsberechtigt sind Unternehmen 

der gewerblichen Wirtschaft. In der 
zu fördernden Betriebsstätte müssen 
entsprechend den Regelungen des 
GRW-Koordinierungsrahmens Güter her-

gestellt oder Leistungen erbracht wer-
den, die ihrer Art nach überwiegend, das 
heißt zu mehr als 50 Prozent des Umsat-
zes, regelmäßig überregional abgesetzt 
werden (Artbegriff). Im Einzelfall kann 
auch der tatsächliche, überwiegend 
überregionale Absatz nachgewiesen 
werden, wenn das Unternehmen keinem 
von der Förderung ausgeschlossenen 
Wirtschaftszweig angehört. 

	 In den C-Fördergebieten der GRW sind 
kleine, mittlere und große Unternehmen 
antragsberechtigt. 

	 In den D-Fördergebieten der GRW, den 
EFRE-Vorranggebieten und in den üb-
rigen Gebieten sind kleine und mittlere 
Unternehmen antragsberechtigt. Große 
Unternehmen sind nur ausnahmsweise 
antragsberechtigt (De-minimis-Beihil-
fen). 

	 Im Falle einer Förderung aus Mitteln des 
EFRE sind nur kleine und mittlere Un-
ternehmen im Sinne der Definition der 
Europäischen Union antragsberechtigt, 
deren Betriebsstätte in einem EFRE-Vor-
ranggebiet liegt.

	 Es gilt die Definition für Kleinstunterneh-
men sowie kleine und mittlere Unterneh-
men (KMU) aus Anhang I der Verordnung 
(EU) Nr. 651 / 2014 der Kommission vom 
17. Juni 2014 zur Feststellung der Verein-
barkeit bestimmter Gruppen von Beihil-
fen mit dem Binnenmarkt in Anwendung 
der Art. 107 und 108 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Uni-
on (Allgemeine Gruppenfreistellungs-
verordnung - AGVO) (ABl. L 187 vom 26. 
Juni 2014, S. 1); vgl. Teil III A. II. Nr. 3. 
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1.4	 Zuwendungszweck 
	 Zuwendungsfähig sind Ausgaben für ge-

werbliche Investitionen, insbesondere 
von KMU, in materielle und immaterielle  
�Vermögenswerte im Zusammenhang mit  
 
a)  �der Errichtung einer neuen Betriebs-

tätte (Errichtungsinvestitionen), 

	 b)  �der Erweiterung einer bestehenden 
Betriebsstätte (Erweiterungsinvestiti-
onen), 

	 c)  �der Diversifizierung der Produktion 
einer Betriebsstätte durch vorher dort 
nicht hergestellte Produkte oder

 
	 d)  �der grundlegenden Änderung des 

gesamten Produktionsprozesses ei-
ner bestehenden Betriebsstätte.

	 Ferner wird auch der Erwerb der Ver-
mögenswerte einer Betriebsstätte ge-
fördert, sofern diese geschlossen wurde 
oder ohne diesen Erwerb geschlossen 
worden wäre und sofern die Vermögens-
werte von einem Investor erworben wer-
den, der in keiner Beziehung zum Ver-
käufer steht.

	 Bei großen Unternehmen können In-
vestitionen nach Teil II A. Nr. 2.4  Abs. 
2 des GRW-Koordinierungsrahmens im 
GRW-Fördergebiet gefördert werden.

	 Mit den Investitionsvorhaben müssen 
neue Dauerarbeitsplätze geschaffen 
oder vorhandene gesichert werden. 
Dauerarbeitsplätze sind Arbeitsplätze, 
die von vornherein auf Dauer angelegt 
sind. Ausbildungsplätze können wie 
Dauerarbeitsplätze gefördert werden. 
Für eine Überwachungszeit von min-
destens 5 Jahren nach Abschluss des 
Investitionsvorhabens müssen die Ar-
beitsplätze tatsächlich besetzt oder zu-
mindest auf dem Arbeitsmarkt dauerhaft 
angeboten werden. 

	 Für die Förderung kommen nur solche 
Investitionen in Betracht, die ausgehend 
vom Investitionsvolumen oder von der 
Zahl der geschaffenen Dauerarbeitsplät-
ze eine besondere Anstrengung des An-
tragstellers erfordern.

	 Dementsprechend sind Investitionsvor-
haben nur zuwendungsfähig, wenn die 
Zahl der bei Investitionsbeginn in der 
zu fördernden Betriebsstätte bestehen-
den Dauerarbeitsplätze um mindestens 
10 Prozent erhöht wird oder der Inves-
titionsbetrag bezogen auf ein Jahr zum 

Zeitpunkt der Antragstellung die durch-
schnittlich verdienten Abschreibungen 
der letzten drei Jahre – ohne Berück-
sichtigung von Sonderabschreibungen 
– um mindestens 50 Prozent übersteigt. 

	 Bei Förderung aus Mitteln des EFRE sollen 
stets mindestens 10 Prozent zusätzliche 
Dauerarbeitsplätze geschaffen werden.  

	 Bei Errichtungsinvestitionen und dem Er-
werb der Vermögenswerte einer Betriebs-
stätte, die geschlossen wurde oder ohne 
diesen Erwerb geschlossen worden wäre, 
gelten die Voraussetzungen als erfüllt.

 
	 Im Falle einer Förderung aus Mitteln des 

EFRE sind die Bestimmungen des jeweils 
gültigen GRW-Koordinierungsrahmens  
sowie der Art. 17 der AGVO einzuhalten.

	
	 Soweit GRW-Fördermittel eingesetzt 

werden, sind die Bestimmungen des je-
weils gültigen Koordinierungsrahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe einzuhalten. 
Auch bei Förderung aus anderen öf-
fentlichen Fördermitteln werden die Be-
stimmungen entsprechend angewendet. 
Die Regelungen der Art. 14 (Regionale 
Investitionsbeihilfen) oder Art. 17 (Inves-
titionsbeihilfen für KMU) der AGVO sind 
einzuhalten. 

	 Besonders förderungswürdig sind In-
vestitionen, die in besonderem Maße 
zur Schaffung neuer Arbeitsplätze und 
damit zu einer Verbesserung der Chan-
cengleichheit sowie zu einer ressource-
neffizienten Produktion und Kreislauf-
wirtschaft und / oder zur Verminderung 
von CO2-Emmissionen beitragen. Das 
Gleiche gilt für Investitionen im Zusam-
menhang mit Existenzgründungen.

1.5	 Art und Umfang, Höhe der Förderung 
(Zuwendung)

	 Die Zuwendung wird als Projektförde-
rung im Wege der Anteilfinanzierung als 
nicht rückzahlbarer Zuschuss und / oder 
als rückzahlbarer Zuschuss zu den zu-
wendungsfähigen Investitionsausgaben 
gewährt. 

	 Bei einer Zuwendung aus Mitteln des 
EFRE werden ausschließlich nicht rück-
zahlbare Zuschüsse gewährt. Kleine Un-
ternehmen können eine Zuwendung von 
bis zu 20 Prozent und mittlere Unterneh-
men eine Zuwendung bis zu 10 Prozent 
der zuwendungsfähigen Investitionsaus-
gaben erhalten. 
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	 Investitionshilfen dürfen bei bestehen-
den Unternehmen aus Mitteln der GRW 
und aus anderen öffentlichen Förder-
mitteln maximal in Höhe der nachste-
henden Förderhöchstsätze (maximale 
Subventionshöchstwerte) unter den Vor-
aussetzungen der Art. 14 oder 17 AGVO 
gewährt werden: 

	 In den C-Fördergebieten der GRW aus 
Mitteln der GRW 

	 bei kleinen Unternehmen bis zu  
30 Prozent, 

	 bei mittleren Unternehmen bis zu  
20 Prozent, 

	 bei großen Unternehmen bis zu  
10 Prozent,

	
	 In den D-Fördergebieten der GRW und 

in den übrigen Gebieten 
	 bei kleinen Unternehmen bis zu  

20 Prozent,
	 bei mittleren Unternehmen bis zu  

10 Prozent,
	 bei großen Unternehmen bis zu  

10 Prozent als De-minimis-Beihilfe  
(Teil III A. I. Nr. 8).

	 Die genannten Fördersätze in den 
C-Fördergebieten der GRW sind För-
derhöchstsätze, die im Einzelfall nur 
bei Vorliegen besonderer Strukturef-
fekte ausgeschöpft werden können  
(z. B. Investitionen im Zusammenhang 
mit Existenzgründungen, zur Errichtung 
von Betriebsstätten, Investitionen, die 
zur ressourceneffizienten Produktion 
und Kreislaufwirtschaft und / oder zur 
Verminderung von CO2-Emmissionen 
beitragen sowie Erweiterungen, die in 
besonderem Maße zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze beitragen und Erweiterun-
gen im Zusammenhang mit Betriebsver-
lagerungen). 

	 Bei Unternehmensneugründungen nach 
Art. 22 AGVO können die vorgenannten 
Förderhöchstsätze für KMU gewährt und 
aus anderen öffentlichen Mitteln um bis 
zu 30 Prozent angehoben werden, sofern 
die in Art. 22 genannten Beihilfehöchst-
beträge von maximal 400.000  Euro 
(600.000 Euro im C-Fördergebiet der 
GRW) insgesamt eingehalten werden.

	 Sofern weitere öffentliche Fördermittel 
für dasselbe Vorhaben in Anspruch ge-
nommen werden, wird deren Subventi-
onswert auf den Förderhöchstsatz und /
oder den Beihilfehöchstbetrag ange-
rechnet. Der jeweils zulässige Höchst-
wert darf nicht überschritten werden.

	 GRW-Fördermittel werden nur in den 
C- und D-GRW-Fördergebieten als nicht 
rückzahlbarer Zuschuss gewährt.

	 Landesmittel werden in der Regel als 
rückzahlbarer Zuschuss gewährt. Die 
Rückzahlung erfolgt dann in der Regel 
in einer Summe nach zehn Jahren be-
ginnend mit der ersten Auszahlung für 
das geförderte Investitionsvorhaben. Bei  
Unternehmensneugründungen werden 
die Anhebungsbeträge immer als rück-
zahlbarer Zuschuss gewährt.

1.6	 Verfahren 
	 Anträge sind vor Beginn des Vorhabens 

bei der WIBank (Teil I Nr. 5) zu stellen. 
Dies ist auch über das Onlineportal der 
WIBank möglich. GRW-Anträge sind auf 
amtlichem Formular zu stellen. 

1.7	 Weitere Bestimmungen 
	 Bei Antragstellung ist das Einverständnis 

mit der Veröffentlichung aller erforderli-
cher Angaben zum Zweck der Transpa-
renz der Fördermaßnahmen zu erklären.

1.8	 Beihilferechtliche Einordnung
	 Die Gewährung einer Zuwendung er-

folgt nach Art. 14,17 und 22 der AGVO 
oder nach der De-minimis-Verordnung 
(Teil III A. I. Nr. 8.1 und 8.2).

	 Rückzahlbare Zuschüsse werden in voller 
Höhe als Beihilfe bei der Subventions-
wertberechnung berücksichtigt, solange 
keine von der EU-Kommission geneh-
migte Methode zur Berechnung des Bei-
hilfewerts vorliegt. 

2.	 Integrierte regionale Innovations- und 
Entwicklungskonzepte 

2.1	 Gegenstand der Förderung 
	 Zur Bewältigung von Umstrukturie-

rungsprozessen in den Regionen, zur 
Beschleunigung regionaler Innovations-
prozesse, zur Verstetigung strukturpoliti-
schen Handelns und um den Zusammen-
hang zwischen den Entwicklungszielen 
für eine Region und konkreten struktur-
verbessernden Maßnahmen herzustel-
len, unterstützt das Land Hessen die 
Regionen bei der Erarbeitung von in-
tegrierten regionalen Innovations- und 
Entwicklungskonzepten. Auf der Basis 
einer Analyse der regionsspezifischen 
Stärken und Schwächen sowie Chan-
cen und Risiken sollen die Konzepte die 
Entwicklungsziele und Handlungsfelder 
sowie besonders wichtige Leitprojekte 
aufzeigen. Die Fortschreibung, Moder-
nisierung oder Aktualisierung vorhan-
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dener integrierter regionaler Innovations-  
oder Entwicklungskonzepte ist ebenfalls 
möglich.

	 Die integrierten regionalen Innova-
tions- und Entwicklungskonzepte sollen 
von Regionalforen, in denen die unter-
schiedlichen regionalen Akteure z. B. 
aus Kommunen, Kammern, Verbänden 
zusammenarbeiten, eigenverantwortlich 
erarbeitet werden. Dabei sind vorhande-
ne Konzepte zu integrieren. Als beson-
ders förderwürdig gelten Konzepte, die 
Aspekte eines ressourcenschonenden 
Umgangs mit der Umwelt berücksichti-
gen.

2.2	 Fördergebiet
	 Vorrangig werden Vorhaben in den regi-

onalen Fördergebieten der GRW und in 
den EFRE-Vorranggebieten unterstützt 
(Teil I Nr. 3.1 und 3.2).

2.3	 Antragsberechtigte 
	 Antragsberechtigt sind Regionalforen, 

Zweckverbände und Regionalmanage-
mentgesellschaften.

2.4	 Zuwendungszweck
	 Gefördert werden können Sachausga-

ben, z. B. Büromaterial, Ausgaben für 
Veröffentlichungen (Print- und Online), 
Fahrtkosten nach dem Hessischen Rei-
sekostengesetz in der jeweils gültigen 
Fassung im Zusammenhang mit der 
Projektumsetzung sowie Ausgaben für 
Honorare Dritter für die Erstellung, Fort-
schreibung, Modernisierung oder Aktu-
alisierung integrierter regionaler Innova-
tions- und Entwicklungskonzepte, die im 
Auswahlverfahren des wirtschaftlichsten 
Angebots vergeben werden. Zuwen-
dungsfähig sind insbesondere Ausga-
ben für unterstützende Dienstleistungen 
bei der Regionalanalyse, bei der Mode-
ration sowie bei der Aufbereitung und 
Verbreitung der Ergebnisse durch Dritte.

2.5	 Art und Umfang, Höhe der Förderung 
(Zuwendung) 

	 Die Zuwendung wird als Projektförde-
rung im Wege der Anteilfinanzierung 
als nicht rückzahlbarer Zuschuss zu den 
zuwendungsfähigen Ausgaben gewährt. 
Der Fördersatz beträgt bis zu 50 Prozent. 
Die Förderung eines Konzeptes wird in 
einer Region nur einmal innerhalb von 8 
Jahren gewährt. 

	 Die Beteiligung aus GRW-Mitteln darf ei-
nen Höchstbetrag von 50.000 Euro nicht 
überschreiten. Das Konzept kann in die-

sen Fällen mit bis zu 75 Prozent der zu-
wendungsfähigen Ausgaben gefördert 
werden.

	 Die Förderung kann auch aus Mitteln des 
EFRE erfolgen. Dann beträgt der Förder-
satz max. 50 Prozent. 

2.6	 Verfahren 
	 Anträge sind vor Beginn des Vorhabens 

bei der WIBank (Teil I Nr. 5) zu stellen. 
Dies ist auch über das Onlineportal der 
WIBank möglich. GRW-Anträge sind auf 
amtlichem Formular zu stellen. 

2.7	 Weitere Bestimmungen 
	 Im Falle einer Förderung aus Mitteln 

des EFRE müssen die Konzepte einen 
Beitrag zur Umsetzung der „Hessischen  
Innovationsstrategie 2020“ liefern (www.
hessische-innovationsstrategie-2020.
de).

	 Das geförderte integrierte regionale In-
novations- oder Entwicklungskonzept ist 
in geeigneter Form zu publizieren. Im 
Falle einer Förderung aus dem EFRE sind 
darüber hinaus weitere Publizitätspflich-
ten zu beachten (Teil III B. III. Nr. 2).

2.8	 Beihilferechtliche Einordnung
	 Die Zuwendungen für die Erstellung in-

tegrierter regionaler Innovations- und 
Entwicklungskonzepte fallen nicht un-
ter Art. 107 ff. des Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV); sie sind keine Beihilfen. 

3.	 Regionalmanagement und  
Regionalbudget

3.1	 Gegenstand der Förderung 
	 Zur Mobilisierung regionaler Inno-

vations-, Wachstums- und Beschäfti-
gungspotentiale unterstützt das Land 
bestehende und auf Dauer angelegte 
Regionalmanagementgesellschaften in 
den Teilregionen Hessens bei der Durch-
führung von Projekten. Hauptaufgabe 
von Regionalmanagementgesellschaf-
ten ist es, 

	   �integrierte regionale Innovations- und 
Entwicklungskonzepte zu entwickeln 
und umzusetzen sowie bestehende 
Konzepte fortzuschreiben, zu moder-
nisieren oder zu aktualisieren,

	   ��regionale Konsensbildungsprozesse in 
Gang zu setzen, 
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	   ���regionale Netzwerke, Bündnisse, inno-
vationsorientierte Projekte / Verbund-
projekte, Innovationscluster u. ä. auf-
zubauen und 

	   �verborgene regionale Beschäftigungs- 
und Wachstumspotenziale zu mobili-
sieren.

	 Vorhaben in diesen Bereichen können 
unterstützt werden.

3.1.1 	 Regionalbudget
	 Regionalmanagementgesellschaften 

können mit einem Regionalbudget bei 
der Durchführung von Projekten unter-
stützt werden. Diese Projekte dienen 
auch der Profilierung des Innovationss-
tandortes Hessen. 

3.1.2 	 Ergänzende Projektförderung
	 Ergänzend zu Teil II Nr. 3.1.1 ist die För-

derung von innovationsorientierten 
Einzelprojekten möglich. Diese ergän-
zend geförderten Projekte sollen der 
Profilierung des Innovationsstandorts  
Hessen und der Umsetzung der hessischen  
Innovationsstrategie (www.hessische- 
innovationsstrategie-2020.de) dienen.

3.2	 Fördergebiet 
	 Vorhaben werden in den EFRE-Vorrang-

gebieten unterstützt (Teil I Nr. 3.2). 

3.3	 Antragsberechtigte 
	 Antragsberechtigt für Regionalbud-

getvorhaben sowie ergänzende Pro-
jektförderungen sind bestehende und 
auf Dauer angelegte Regionalmanage-
mentgesellschaften. Pro Region wird nur  
eine Regionalmanagementgesellschaft 
gefördert. 

3.4	 Zuwendungszweck

3.4.1 	 Regionalbudget 
	 Mit der Bereitstellung eines Regional-

budgets können Regionalmanagement-
gesellschaften Projekte durchführen zur

 
	   ��Verbesserung der regionalen  

Kooperation, 

	   ��Mobilisierung und Stärkung regionaler 
Wachstumspotenziale,

	   ��Verstärkung von Maßnahmen des  
Regionalmarketings,

	   �Verbesserung der Fachkräfteversor-
gung. 

	 Gefördert werden können Ausgaben im 
Zusammenhang mit der Durchführung 

von Projekten einschließlich projektbe-
zogener Personalausgaben (Teil III A. II. 
Nr. 11). 

	 Mit dem Regionalbudget darf keine di-
rekte Förderung einzelner gewerblicher 
Unternehmen erfolgen. 

3.4.2 	 Ergänzende Projektförderung
	 Regionalmanagementgesellschaften 

können ergänzend bei der Durchfüh-
rung von weiteren innovationsorientier-
ten Projekten gefördert werden, insbe-
sondere von Projekten zur Umsetzung 
der hessischen Innovationsstrategie. Als 
besonders förderwürdig gelten Projekte, 
die ergänzend zu einer ressourcenef-
fizienten Produktion und Kreislaufwirt-
schaft und / oder zur Verminderung von 
CO2-Emissionen beitragen.

	 Zuwendungsfähig sind Sachausgaben 
im Zusammenhang mit der Durchfüh-
rung der Projekte sowie direkte Ausga-
ben für Personal.

3.5	 Art und Umfang, Höhe der Förderung 
(Zuwendung)

	 Eine Förderung kann aus Mitteln des 
EFRE in den EFRE-Vorranggebieten nur 
bei ergänzender Projektförderung nach 
Teil II Nr. 3.1.2 erfolgen. 

3.5.1 	 Regionalbudget
	 Die Zuwendung wird als Projektförde-

rung im Wege der Anteilfinanzierung 
als nicht rückzahlbarer Zuschuss zu den 
zuwendungsfähigen Ausgaben gewährt. 
Der Fördersatz beträgt nicht mehr als 50 
Prozent.

	 Das Regionalbudget, mit dem eine Re-
gionalmanagementgesellschaft unter-
stützt wird, beträgt bis zu 150.000 Euro 
pro Jahr. 

3.5.2 	 Ergänzende Projektförderung
	 Die ergänzende Projektförderung erfolgt 

im Wege der Anteilfinanzierung als nicht 
rückzahlbarer Zuschuss zu den zuwen-
dungsfähigen Ausgaben. Der Fördersatz 
beträgt nicht mehr als 50 Prozent. Der 
Durchführungszeitraum eines Projektes 
soll drei Jahre nicht überschreiten.

3.6	 Verfahren 
	 Anträge sind vor Beginn des Vorhabens 

bei der WIBank (Teil I Nr. 5) zu stellen. 
Dies ist auch über das Onlineportal der 
WIBank möglich. 
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3.7	 Weitere Bestimmungen 
	 Bei einer Förderung nach Teil II Nr. 3.1.1 

ist über die Geschäftstätigkeit des Re-
gionalmanagements und die Verwen-
dung des Regionalbudgets während des 
Durchführungszeitraums der bewilligen-
den Stelle jährlich zu berichten. 

3.8	 Beihilferechtliche Einordnung
	 Die Zuwendungen für Regionalmanage-

ment- und Regionalbudgetvorhaben fal-
len nicht unter Art. 107 ff. AEUV, sie sind 
keine Beihilfen. 

4.	 Regionale Innovationscluster  
(Clusternetzwerke)

4.1	 Gegenstand der Förderung 
	 Als Handlungsfeld der Hessischen Inno-

vationsstrategie 2020 (www.hessische-in-
novationsstrategie-2020.de) fördert das 
Land Hessen Clusternetzwerke. Durch 
Clusternetzwerke kann die regionale und 
überregionale Zusammenarbeit zwischen 
Unternehmen und wirtschaftsnahen Ein-
richtungen zielgerichtet unterstützt wer-
den, um die Innovationsfähigkeit der 
Beteiligten anzuregen. Eine intensivere 
Zusammenarbeit zwischen den verschie-
denen Akteuren soll die vorhandenen Po-
tenziale stärken und die Wettbewerbsfä-
higkeit der Regionen erhöhen. Ziele der 
Förderung sind insbesondere:

	   �Gemeinsame Initiativen zur Verbesse-
rung der Zusammenarbeit zwischen 
Unternehmen (vor allem KMU), Ein-
richtungen für Forschung und Wis-
sensverbreitung, gemeinnützigen 
Einrichtungen sowie anderen mitein-
ander verbundenen Wirtschaftsbetei-
ligten anzustoßen,

	   ��Informationsnetzwerke zwischen Un-
ternehmen, Hochschulen und For-
schungseinrichtungen und anderen 
im Clusternetzwerk organisierten Part-
nern aufzubauen, 

	   �den Technologietransfer zwischen Un-
ternehmen und wirtschaftsnahen Ein-
richtungen auszubauen,

	   �externes Wissen in den Innovations-
prozess der Unternehmen einzubin-
den,

	   �den Zugang zum Know-how anderer 
Unternehmen zu erleichtern oder

	   ��durch die gemeinsame Nutzung von 
Anlagen und sonstigen technischen 
Ressourcen die Innovationstätigkeit 
anzuregen.

	 Clusternetzwerke sind eine Kooperation 
von entlang einer Wertschöpfungskette 
oder innerhalb einer Branche in räumli-
cher Nähe zusammenarbeitenden Unter-
nehmen und Institutionen, die voneinan-
der unabhängig sind. Zuwendungsfähig 
sind folgende vier Phasen der Entwick-
lung von Clusternetzwerken:

	   �die Vorbereitungsphase,
	   ��die Aufbauphase,
	   �die Verstetigungsphase und
	   �die Weiterentwicklungsphase (ausge-

wählte innovative Vorhaben).

	 Die Vorbereitungs- und die Aufbauphase 
sind für neue Clusternetzwerke in nicht 
ausreichend vernetzten Schlüsselberei-
chen der Hessischen Innovationsstra-
tegie 2020 zuwendungsfähig. Als nicht 
ausreichend vernetzt gelten Schlüssel-
bereiche, in denen zu Beginn des Vorha-
bens keine vergleichbaren und mit dem 
Vorhaben konkurrierenden Clusternetz-
werke bestehen. 

	 Gegenstand der Förderung der Verste-
tigungs- und Weiterentwicklungsphase 
ist, das Clustermanagement zu verbes-
sern und vorhandene Clusternetzwerke 
zu verstetigen, weiterzuentwickeln und 
miteinander zu vernetzen. Die Versteti-
gungsphase ist nur zuwendungsfähig, 
wenn zuvor die Aufbauphase des Clus-
ternetzwerkes gefördert wurde und 
sich das Clusternetzwerk während der 
Aufbauphase nachweislich positiv ent-
wickelt hat. Die Bewertung der Entwick-
lung kann unter anderem die Ergebnisse 
des Cluster-Checks, die Entwicklung der 
Mitgliederzahl und die finanziellen Bei-
träge der Mitglieder zum Clusternetz-
werk berücksichtigen.

4.2	 Fördergebiet 
	 Vorrangig werden Clusternetzwerke un-

terstützt, deren überwiegender Teil der 
Mitglieder ihren Sitz oder eine Betriebs-
stätte in den regionalen Fördergebieten 
der GRW oder in den EFRE-Vorrangge-
bieten haben (Teil I Nr. 3.1 und 3.2) oder 
deren Clustermanagement-Organisation 
ihren Sitz oder ihre Betriebsstätte (Ge-
schäftsstelle) in einem dieser Gebiete hat.

4.3	 Antragsberechtigte 
	 Antragsberechtigt sind Clustermanage-

ment-Organisationen eines Clusternetz-
werks. 
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	 Rechtsfähige Clusternetzwerke und juris-
tische Personen des privaten und öffent-
lichen Rechts, KMU sowie rechtsfähige 
Forschungs- und Anwendungseinrich-
tungen wie beispielsweise Hochschulen 
gelten als Clustermanagement-Organi-
sationen, wenn diese das Cluster betrei-
ben. 

	 Clustermanagement-Organisationen 
haben den Zusammenschluss aller im 
Clusternetzwerk organisierten Partner 
(Mitglieder) und ihre Berechtigung, alle 
Mitglieder des Clusternetzwerks zu ver-
treten, mit geeigneten Dokumenten 
nachzuweisen, beispielsweise mit einem 
Kooperationsvertrag. 

	 Mitglieder von Clusternetzwerken kön-
nen beispielsweise Unternehmen, wirt-
schaftsnahe Einrichtungen, Forschungs-
einrichtungen, Hochschulen und 
sonstige regionale Akteure sein. Für eine 
Förderung der Aufbauphase, der Verste-
tigungsphase und der Weiterentwick-
lungsphase von Clusternetzwerken soll 
die Mehrheit der Partner des Cluster-
netzwerks ihren Sitz oder ihre Betriebs-
stätte in Hessen haben oder muss die 
Clustermanagement-Organisation ihren 
Sitz oder eine Betriebsstätte in Hessen 
haben. 

4.3.1 	 Vorbereitungsphase 
	 Antragsberechtigt sind abweichend von 

Teil II Nr. 4.3 wirtschaftsnahe Einrichtun-
gen (z. B. regionale Wirtschaftsförderge-
sellschaften) oder KMU, die den Aufbau 
eines Clusternetzwerkes beabsichtigen. 

	 Unternehmen, die nach Art. 1 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1407 / 2013 (De-mini-
mis-Verordnung) vom Geltungsbereich 
der De-minimis-Verordnung ausge-
schlossen sind, sind für die Vorberei-
tungsphase eines Clusternetzwerks nicht 
antragsberechtigt. 

4.3.2 	 Aufbauphase
	 Antragsberechtigt sind Clustermanage-

ment-Organisationen von Clusternetz-
werken mit mindestens fünf Partnern. 
Mindestens drei Partner müssen Unter-
nehmen der gewerblichen Wirtschaft 
sein, wobei mehr als die Hälfte der Un-
ternehmen der gewerblichen Wirtschaft 
KMU sein müssen. 

4.3.3 	 Verstetigungsphase
	 Antragsberechtigt sind Clusterma-

nagement-Organisationen von Cluster-
netzwerken mit mindestens fünfzehn 

Partnern. Mindestens zehn Mitglieder 
müssen Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft sein, wobei mehr als die Hälf-
te der Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft KMU sein müssen. 

4.3.4 	 Weiterentwicklungsphase  
(ausgewählte innovative Vorhaben)

	 Antragsberechtigt sind Clustermanage-
ment-Organisationen von Clusternetz-
werken, die mindestens 36 Monate vor 
Beginn des Vorhabens gegründet wur-
den und mindestens zehn Mitglieder 
haben. Ein vorher gefördertes Cluster-
netzwerk muss die Aufbau- und Ver-
stetigungsphase spätestens zum Zeit-
punkt der Bewilligung vollendet haben 
beziehungsweise erklären, dass es die 
noch ausstehende Aufbau- und / oder 
Verstetigungsphase nicht mehr bean-
tragen wird. Mindestens fünf Mitglieder 
müssen Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft sein, wobei mehr als die Hälf-
te der Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft KMU sein müssen. 

	 Wenn die Vernetzung von Clusternetz-
werken untereinander (Cross-Clustering) 
Gegenstand der Förderung der Weiter-
entwicklungsphase ist, sind Clusterma-
nagement-Organisationen nach Teil II 
Nr. 4.3.4 Abs. 1 gemeinsam mit weiteren 
Clustermanagement-Organisationen un-
abhängig von deren Bestandsdauer und 
Mitgliederzahl antragsberechtigt.

4.4	 Zuwendungszweck 
	 Eigenleistungen und Sachleistungen 

können als zuwendungsfähig anerkannt 
werden. Näheres regelt Teil III A. II. Nr. 8.

	 Betriebliche Aufwendungen von betei-
ligten Unternehmen sind nicht zuwen-
dungsfähig.

	 Besonders förderungswürdig sind Clus-
ternetzwerke, die Beiträge zu einer 
ressourceneffizienten Produktion und 
Kreislaufwirtschaft und / oder zur Ver-
minderung von CO2-Emissionen erwar-
ten lassen.

4.4.1 	 Vorbereitungsphase
	 Bei der Förderung der Vorbereitungs-

phase sind Ausgaben für eigenes Per-
sonal und Sachausgaben zuwendungs-
fähig, die nachweisbar in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der Vorbereitung 
eines Clusternetzwerkes stehen.

 
4.4.2 	 Aufbau- und Verstetigungsphase
	 Bei der Förderung der Aufbauphase 
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sind die Ausgaben der Clustermanage-
ment-Organisation für den Aufbau und 
den Betrieb des Clusternetzwerks zu-
wendungsfähig. 

	 Bei der Förderung der Verstetigungs-
phase sind die Ausgaben der Clusterma-
nagement-Organisation für den Ausbau 
und den Betrieb des Clusternetzwerks 
zuwendungsfähig. 

	 Für den Auf- und Ausbau des Cluster-
netzwerks sind Ausgaben für Investi-
tionen in materielle Vermögenswerte 
(Anlagen, Maschinen und Ausrüstung) 
zuwendungsfähig, ebenso Ausgaben 
für Investitionen in immaterielle Vermö-
genswerte, beispielsweise Patentrechte, 
Lizenzen, Know-how oder sonstige Rech-
te geistigen Eigentums. 

	 Die genannten Ausgaben für Investi-
tionen in materielle und immaterielle 
Vermögenswerte werden bis zur Höhe 
von 20 Prozent der zuwendungsfähi-
gen Gesamtausgaben für den Auf- be-
ziehungsweise Ausbau und Betrieb des 
Clusternetzwerks als zuwendungsfähig 
anerkannt. 

	 Die Zweckbindungsfrist der geförderten 
Investitionen wird im Zuwendungsbe-
scheid festgelegt.

	 Für den Betrieb des Clusternetzwerks 
sind die direkten Ausgaben für das 
Personal der Clustermanagement-Or-
ganisation und die Verwaltung des 
Clusternetzwerks sowie Gemeinkosten 
zuwendungsfähig. Ausgaben für Ge-
meinkosten werden in Höhe von 15 Pro-
zent der zuwendungsfähigen direkten 
Ausgaben für das Personal der Cluster-
management-Organisation als zuwen-
dungsfähig anerkannt.

	 Als Betrieb des Clusternetzwerkes gilt:

	   �Die Betreuung des Clusternetzwerks 
zwecks Erleichterung der Zusammen-
arbeit, des Informationsaustauschs und 
der Erbringung und Weiterleitung von 
spezialisierten und maßgeschneiderten 
Unterstützungsdienstleistungen für Un-
ternehmen,

	   �die Entwicklung und Durchführung von 
Werbemaßnahmen, die darauf abzie-
len, neue Unternehmen oder Einrich-
tungen zur Beteiligung am Clusternetz-
werk zu bewegen und die Sichtbarkeit 
des Clusternetzwerkes zu erhöhen,

	   �die Verwaltung der Einrichtungen des 
Clusternetzwerks, die Organisation 
von Aus- und Weiterbildungsmaßnah-
men, Workshops und Konferenzen zur 
Förderung des Wissensaustauschs, die 
Vernetzung und die transnationale Zu-
sammenarbeit.

4.4.3 	 Weiterentwicklungsphase
	 Zuwendungsfähig sind die unter Teil II 

Nr. 4.4.2 genannten Ausgaben der Clus-
termanagement-Organisation für den 
Auf- und Ausbau und den Betrieb des 
Clusternetzwerkes, soweit sie für die 
Entwicklung, Erprobung und Umsetzung 
von neuen Konzepten und Dienstleis-
tungen des Clusternetzwerkes, die zur 
Weiterentwicklung des Clusternetzwer-
kes beitragen oder die Wettbewerbs-
fähigkeit und die Innovationskraft der 
Mitgliedsunternehmen vorantreiben sol-
len, erforderlich sind. Als solche gelten 
insbesondere Konzepte und Dienstleis-
tungen mit einem oder mehreren der 
folgenden Inhalte: 

	   ��Weiterentwicklung von Clusternetz-
werken als Kristallisationspunkt für 
Innovationen: Einsatz von Innovations- 
und Wissensmanagementmethoden 
im Clusternetzwerk, Entwicklung eines 
gemeinsamen OpenInnovation-Kon-
zepts, Ausbau des Wissens- und 
Technologietransfers aus Hochschu-
len / Forschungseinrichtungen, Schlie-
ßung von Wertschöpfungsketten 
durch Vernetzung mit anderen Bran-
chen / Technologien, Verankerung von 
Industrie 4.0 im Netzwerk etc., 

	   �überbetriebliche Fachkräftesicherung 
und Fachkräftequalifizierung,

	   �Unterstützung von Existenzgründun-
gen und Start-ups,

	   �netzwerkgestützte Internationalisie-
rung von Unternehmen,

	   �Weiterentwicklung von Clusternetz-
werken zur Kontaktstelle für Koopera-
tionen mit den Unternehmen anderer 
Netzwerke im In- und Ausland.

	 Nicht zuwendungsfähig sind Ausgaben 
der Clustermanagement-Organisation 
für:

	   �Coachingmaßnahmen,

	   �Qualifizierungsmaßnahmen,
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	   �einzelbetriebliche Maßnahmen  
beziehungsweise (Verbund-)  
Forschungsprojekte,

	   �allgemeine Aufgaben des Netzwerk-
managements.

4.5	 Art und Umfang, Höhe der Förderung 
(Zuwendung) 

	 Die Zuwendung wird als Projektförde-
rung im Wege der Anteilfinanzierung als 
nicht rückzahlbarer Zuschuss zu den zu-
wendungsfähigen Ausgaben gewährt. 

	 Eine Förderung kann auch aus Mitteln 
des EFRE erfolgen.

4.5.1 	 Vorbereitungsphase
	 Die Förderung beträgt bis zu 80 Prozent 

der zuwendungsfähigen Ausgaben. Die 
Zuwendung darf insgesamt eine Summe 
von maximal 25.000 Euro nicht über-
schreiten.

4.5.2 	 Aufbau-, Verstetigungs- und Weiterent-
wicklungsphase

	 Die Förderung beträgt bis zu 50 Prozent 
der zuwendungsfähigen Ausgaben.

	 Für die Aufbau- und die Verstetigungs-
phase des Clusternetzwerks werden 
bei einer Projektlaufzeit von jeweils bis 
zu 36 Monaten jeweils Ausgaben bis zu 
700.000 Euro als zuwendungsfähig aner-
kannt, für die Weiterentwicklungsphase 
bei einer Projektlaufzeit von bis zu 36 
Monaten, in besonderen Ausnahmefäl-
len bis zu 48 Monaten, jeweils Ausgaben 
bis zu 100.000 Euro.

	 Sofern die Vernetzung von Clusternetz-
werken untereinander (Cross-Cluste-
ring) Gegenstand der Förderung der 
Weiterentwicklungsphase ist, werden je 
Clusternetzwerk Ausgaben bis zu 60.000 
Euro als zuwendungsfähig anerkannt.

4.6	 Verfahren 
	 Anträge sind vor Beginn des Vorhabens 

bei der WIBank (Teil I Nr. 5) zu stellen. 
Dies ist auch über das Onlineportal der 
Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hes-
sen möglich. GRW-Anträge sind auf amt-
lichem Formular zu stellen.

	 Die Förderung der Weiterentwicklungs-
phase von Clusternetzwerken setzt die 
erfolgreiche Teilnahme der jeweiligen 
Clustermanagement-Organisation an 
thematischen Aufrufen des HMWEVL vo-
raus. In den Aufrufen wird das Nähere be-

stimmt. Die Projektauswahl erfolgt nach 
transparenten Auswahlkriterien, die in 
den Aufrufen konkretisiert werden. Nach 
erfolgreicher Teilnahme an den Aufrufen 
sind die Anträge an die WIBank (Teil I Nr. 
5) zu richten.

4.7	 Weitere Bestimmungen 
	 Die gleichzeitige Förderung von mehr 

als einer Entwicklungsphase ist ausge-
schlossen.

	 Über die Aktivität und die Mitgliederzahl 
des geförderten Clusternetzwerks ist der 
bewilligenden Stelle bei der Förderung 
der Aufbau- und der Verstetigungsphase 
vom geförderten Clusternetzwerk jähr-
lich zu berichten. Bei der Förderung der 
Weiterentwicklungsphase ist über den 
Projektstand in der Mitte des Durchfüh-
rungszeitraums und mit der Vorlage des 
Verwendungsnachweises zu berichten.

4.7.1 	 Vorbereitungsphase
	 Die Vorbereitung eines Clusternetzwerks 

kann nur einmal gefördert werden.

4.7.2 	 Aufbau-, Verstetigung- und Weiterent-
wicklungsphase

	 Mit Vorlage des ersten Antrags auf Aus-
zahlung der Förderung weist die Cluster-
management-Organisation die Einrich-
tung einer Geschäftsstelle nach.

	 Die Räumlichkeiten, Anlagen und Tä-
tigkeiten des Clusternetzwerks müs-
sen mehreren Nutzern offenstehen und 
der Zugang muss zu transparenten und 
diskriminierungsfreien Bedingungen 
gewährt werden. Unternehmen, die 
mindestens 10 Prozent der Investitions-
ausgaben des Clusternetzwerks finan-
ziert haben, können einen bevorzugten 
Zugang zu einem Clusternetzwerk zu 
günstigeren Bedingungen erhalten. Um 
Überkompensationen zu verhindern, 
muss der Zugang in einem angemesse-
nen Verhältnis zum Investitionsbeitrag 
des Unternehmens stehen; ferner wer-
den die Vorzugsbedingungen öffentlich 
zugänglich gemacht.

	 Entgelte für die Nutzung der Anlagen 
und die Beteiligung an Tätigkeiten des 
Clusternetzwerks müssen dem Markt-
preis entsprechen beziehungsweise die 
Kosten widerspiegeln.

4.8	 Beihilferechtliche Einordnung
	 Clusternetzwerke sind „Innovationsclus-

ter“ im Sinne von Art. 2 Abs. 92 AGVO.
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	 Zuwendungen für die Vorbereitungs-
phase nach Teil II Nr. 4.5.1 erfolgen nach 
Maßgabe und unter Einhaltung der Be-
stimmungen der De-minimis-Verord-
nung (Teil III A. I. Nr. 8.2). Insbesondere 
darf demnach einem Unternehmen für 
die Vorbereitung eines Clusternetzwerks 
keine Zuwendung gewährt werden, 
wenn es durch die Zuwendung innerhalb 
von drei Steuerjahren De-minimis-Beihil-
fen von mehr als 200.000 Euro erhalten 
würde.

	 Zuwendungen nach Teil II Nr. 4.5.2 für 
die Aufbau-, die Verstetigungs- und die 
Weiterentwicklungsphase von Cluster-
netzwerken nach Teil II Nr. 4.4.2 bezie-
hungsweise Teil II Nr. 4.4.3 sind Beihilfen 
für Innovationscluster im Sinne von Art. 
27 AGVO.

	 Zuwendungen zum Betrieb des Cluster-
netzwerks in der Aufbau-, Verstetigungs- 
und Weiterentwicklungsphase des 
Clusternetzwerks sind Betriebsbeihilfen 
im Sinne von Art. 27 Abs. 7 AGVO. Sie 
dürfen einem Clusternetzwerk für einen 
Zeitraum von bis zu 10 Jahren gewährt 
werden.

5.	 Kommunale Investitionen zur Konver-
sion von Industrie-, Verkehrs- und Mili-
tärbrachen für eine gewerbliche oder 
industrielle Folgenutzung sowie kom-
munale Investitionen zur Erschließung 
und zum Ausbau von Industrie- und Ge-
werbegebieten

5.1	 Gegenstand der Förderung 

5.1.1 	 Kommunale Investitionen zur Konver-
sion von Industrie-, Verkehrs- und Mili-
tärbrachen für eine gewerbliche oder 
industrielle Folgenutzung

	 Mit der Konversionsförderung soll ein 
wirksamer Beitrag zur nachhaltigen Nut-
zung vorhandener Ressourcen geleistet 
werden.

	 Im Interesse einer sparsamen Inan-
spruchnahme von Flächen für eine 
Bebauung und im Interesse einer 
nachhaltigen Stadtentwicklung sollen 
vorrangig brach gefallene Flächen, die 
ehemals militärisch, industriell oder für 
Verkehrszwecke genutzt wurden, revi-
talisiert und für eine Nachnutzung als 
Gewerbe- oder Industriegebiet herge-
richtet werden. Es ist deshalb vorgese-
hen, Investitionen zur Herrichtung von 
Brachflächen für eine spätere Nutzung 
vor allem durch Unternehmen zu unter-

stützen. Erschließungsmaßnahmen sol-
len bei Flächeneignung Elemente einer 
„Grünen Infrastruktur“ beinhalten (z. B. 
die Anlage von Grünflächen, -dächern 
und –fassaden, Frischluftschneisen, He-
cken, grünen Böschungen, naturnaher 
Regenrückhaltung). Bei der Sanierung 
von Altlasten wird das Verursacherprin-
zip beachtet. 

	 Geeignete Projekte aus den struktur-
schwächeren Landesteilen werden bei 
der Projektauswahl bevorzugt. 

5.1.2 	 Kommunale Investitionen zur Erschlie-
ßung und zum Ausbau von Industrie- 
und Gewerbegebieten

	 Voraussetzung für die Schaffung und Si-
cherung von Arbeitsplätzen ist eine gut 
ausgebaute wirtschaftsnahe Infrastruk-
tur. Das Land Hessen fördert deshalb be-
darfsorientiert und in begrenztem Um-
fang Investitionen zur Erschließung und 
zum Ausbau gewerblicher und industri-
eller Flächen.

	 Projekte, die im Rahmen einer interkom-
munalen Kooperation verwirklicht wer-
den, haben grundsätzlich Vorrang. 

5.2	 Fördergebiet 
	 Vorrangig werden Vorhaben in den regi-

onalen Fördergebieten der GRW und in 
den EFRE-Vorranggebieten unterstützt 
(Teil I Nr. 3.1 und 3.2). 

5.2.1 	 Kommunale Investitionen zur Konver-
sion von Industrie-, Verkehrs- und Mili-
tärbrachen für eine gewerbliche oder 
industrielle Folgenutzung

	 Die Herrichtung von brachliegenden 
Militärflächen (Konversionsmaßnahmen) 
kann darüber hinaus an Standorten ge-
fördert werden, die von der Auflösung 
oder Ausdünnung militärischer Einrich-
tungen in Bezug auf ihre Wirtschafts-
struktur in besonderem Maße negativ 
betroffen sind.

5.2.2 	 Kommunale Investitionen zur Erschlie-
ßung und zum Ausbau von Industrie- 
und Gewerbegebieten

	 Die Förderung von Industrie- und Ge-
werbegebieten ist nur mit Landes- und /
oder GRW-Mitteln möglich. Bei Einsatz 
der begrenzten Landesmittel ist Hessen 
Fördergebiet; der Einsatz von GRW-Mit-
teln ist nur innerhalb der GRW-Förderge-
bietskulisse möglich (Teil I Nr. 3.1).

5.3	 Antragsberechtigte 
	 Als Projektträger werden Gemeinden, 
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Gemeindeverbände, Zweckverbände 
und Kreise gefördert.

	 Im Falle einer Förderung aus GRW- oder 
Landesmitteln können auch juristische 
Personen, die steuerbegünstigte Zwe-
cke verfolgen, mit kommunalen Trägern 
gleich behandelt werden, wenn die 
Voraussetzungen der §§ 51 bis 68 der 
Abgabenordnung erfüllt sind, und dies 
vom Finanzamt anerkannt ist. Ergänzend 
können hier Träger auch natürliche und 
juristische Personen sein, die nicht auf 
Gewinnerzielung ausgerichtet sind. Sind 
im Fall der Förderung aus GRW- oder 
Landesmitteln beim Träger andere Priva-
te beteiligt, müssen die Gesellschaftsan-
teile der kommunalen beziehungsweise 
steuerbegünstigten Beteiligten überwie-
gen. In diesem Fall ist eine Besicherung 
eventueller Haftungs- und Rückforde-
rungsansprüche in geeigneter Form vor-
zusehen. 

	 Natürliche Personen sind im Rahmen 
einer EFRE-Förderung nicht antragsbe-
rechtigt.

5.4	 Zuwendungszweck 
	 Gefördert werden nur Maßnahmen, die 

die Voraussetzung für die Ansiedlung 
und Entwicklung von mehreren gewerb-
lichen Betrieben schaffen. Hierfür muss 
ein konkreter Bedarf nachgewiesen 
werden. Dabei sind zielgerichtet und 
vorrangig Betriebe anzusiedeln, deren 
Investitionsvorhaben zusätzliche Ein-
kommensquellen schaffen, die das Ge-
samteinkommen in dem jeweiligen Wirt-
schaftsraum unmittelbar und auf Dauer 
erhöhen und die neue Dauerarbeitsplät-
ze schaffen oder vorhandene sichern. 

	 Die zweckentsprechende Nutzung der 
geförderten Vorhaben ist auf die Dauer 
von 15 Jahren (Überwachungszeitraum) 
sicherzustellen. 

	 Infrastrukturmaßnahmen zugunsten des 
großflächigen Einzelhandels und zu-
gunsten energieerzeugender Anlagen 
(z. B. Photovoltaikanlagen) sind nicht zu-
wendungsfähig. 

	 Im Falle einer Förderung aus dem 
IWB-EFRE-Programm (Prioritätsachse 4) 
sind weitere Voraussetzungen bereits 
auf Konzeptebene im Hinblick auf Art. 7 
der Verordnung (EU) Nr. 1301 / 2013 zu 
beachten. Zusätzlich zum Kriterium der 
Reduktion des Flächenverbrauchs muss 
mit dem Projekt mindestens ein weiteres 

der folgenden Kriterien verfolgt werden:

	   �Unterstützung der Lokalen Ökonomie,

	   �Engagement im Bereich Klimaschutz- /
Klimaanpassung,

	   �Engagement im Bereich umweltver-
trägliche Mobilität.

	 �Bei einer Förderung im Rahmen der 
GRW sind die Bestimmungen des jeweils 
geltenden Koordinierungsrahmens ein-
zuhalten.

5.4.1 	 Kommunale Investitionen zur Konver-
sion von Industrie-, Verkehrs- und Mili-
tärbrachen für eine gewerbliche oder 
industrielle Folgenutzung 

	 Gefördert werden können Sach- und Per-
sonalausgaben für

5.4.1.1	 Gutachten, Beratungsleistungen
	 wie z. B. Bestandsaufnahmen, Rahmen-

pläne, Markt- und Potenzialanalysen, 
integrierte Stadtentwicklungskonzepte, 
Machbarkeitsstudien, Folgeabschätzun-
gen geplanter Bauvorhaben auf Klima 
und Umwelt, Planungs- und Beratungs-
leistungen (ohne Bauleitplanung), die 
der Träger zur Vorbereitung und Durch-
führung zuwendungsfähiger Infrastruk-
turmaßnahmen von Dritten in Anspruch 
nimmt. Ergänzend auch Ausgaben für 
die Vermarktung der geförderten Flä-
che, wenn diese Leistung von Dritten 
eingeholt wird (z. B. Bewerbung im In-
ternet). Die Gutachten sollen dabei auch 
Aussagen zur Umsetzung einer „Grünen 
Infrastruktur“ treffen (Beispiele siehe Teil 
II Nr. 5.1.1).

	 Werden bei der Förderung von Bera-
tungsleistungen und Untersuchungen 
für Konversionsmaßnahmen ausschließ-
lich Landesmittel eingesetzt, können 
auch Nachnutzungsmöglichkeiten und 
Verwertungschancen von Konversions-
flächen ergebnisoffen, das heißt nicht 
nur im Hinblick auf zuwendungsfähige 
Infrastrukturinvestitionen nach dieser 
Richtlinie, untersucht werden. 

5.4.1.2	 Erschließung und Ausbau von Konversi-
onsflächen zu gewerblichen Flächen 

	 Hierzu gehören insbesondere Sachaus-
gaben für 

	   ��den Bau von Erschließungsstraßen mit 
Geh- und Radwegen und Beleuchtung, 

	   ��die Errichtung oder den Ausbau von 
Verkehrsverbindungen zur Anbindung 
von mehreren Gewerbebetrieben oder 
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von Gewerbegebieten an das überregi-
onale Verkehrsnetz, 

	   �die Schaffung öffentlicher Parkmöglich-
keiten innerhalb des Gewerbegebietes, 

	   ��den Bau von Energie-, Wasser- und Ab-
wasserversorgungsleitungen und -ver-
teilungsanlagen sowie von Kommuni-
kationsleitungen bis zur Anbindung an 
das regionale beziehungsweise überre-
gionale Versorgungsnetz oder nächs-
ten Knotenpunkt (In Gebieten, in denen 
ein Wettbewerb zwischen mehreren 
Anbietern dieser Leistungen besteht 
beziehungsweise gewerbliche Ange-
bote zur Infrastrukturbereitstellung vor-
liegen, erfolgt keine Förderung.), 

	   �den Bau von Anlagen zur Beseitigung 
und Reinigung von Abwasser und Ab-
fall, 

	   ��den Bau von Gleisanschlüssen (nicht 
Privatgleisanschlüsse gewerblicher Un-
ternehmen), 

	   �die Begrünung der öffentlichen Flächen 
innerhalb des Gewerbegebietes, 

	   �Umweltschutzmaßnahmen und öko-
logische Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen, soweit sie rechtlich 
vorgeschrieben sind, in einem un-mit-
telbaren Zusammenhang mit der Er-
schließungsmaßnahme stehen und 
für deren Umsetzung unvermeidbar 
erforderlich sind. (Werden anstelle ei-
ner Ausgleichsmaßnahme Ökopunkte 
erworben, sind die Ausgaben für den 
Ökopunkteerwerb zuwendungsfähig, 
sofern die den Ökopunkten zu Grunde 
liegende Investition nicht selbst bereits 
gefördert worden ist.) 

	   ��die Baureifmachung des Geländes  
(z. B. Geländegestaltung) und

	   ��den Abbruch, die Sanierung und den 
Rückbau von Gebäuden und Anlagen 
im Zusammenhang mit der gewerbli-
chen Wiedernutzung brachliegender 
Industrie- und Gewerbeflächen oder 
mit der gewerblichen Folgenutzung 
brachliegender Verkehrs- oder Militär-
flächen einschließlich der Beseitigung 
von Altlasten, soweit dies für eine wirt-
schaftliche Nutzung erforderlich und 
wirtschaftlich vertretbar ist, keine Besei-
tigungs- oder Finanzierungspflichten 
Dritter bestehen und sämtliche ande-
ren Möglichkeiten der Kostenübernah-
me ausgeschöpft sind (Subsidiaritäts-
grundsatz). 

	 Bei allen Vorhaben und Maßnahmen 
nach Teil II Nr. 5.4.1.1 und 5.4.1.2 sind 
alle Sach- und Personalausgaben der 
Träger zuwendungsfähig, soweit sie in 
unmittelbarem Zusammenhang mit dem 
Vorhaben stehen und den Grundsätzen 
von Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit 
entsprechen. Bei Baumaßnahmen ge-
hören hierzu Bauausgaben und Baune-
benausgaben (bei Tiefbaumaßnahmen 
z. B. Ausgaben für die projektbezogene 
Ausführungsplanung, für die Entwurfs-
genehmigung z. B. nach dem Hessischen 
Wassergesetz, für die Baugenehmigung 
und für die Bauleitung).

	 Die zuwendungsfähigen Ausgaben bei 
Hochbauvorhaben bestimmen sich nach 
der DIN 276. 

5.4.1.3 	 Nicht zuwendungsfähig sind: 
 	   ��Ausgaben für den Grunderwerb (auch 

Gerichtskosten, Grunddienstbarkei-
ten, Entschädigungen, Makler- und 
sonstige Gebühren, Vermessungskos-
ten, Kostengruppe (KG) 100 der DIN 
276), 

	   �Ausgaben für die Bauleitplanung, 

	   �Unterhaltungs-, Wartungs- und Ablö-
sekosten, 

	   �Hausanschlusskosten,

	   �Eigenleistungen der Zuwendungs-
empfängerin oder des Zuwendungs-
empfängers (z. B. durch kommunale 
Ämter),

	   �Bauherrenaufgaben (KG 710),

	   �Ausgaben für Leistungen kommunaler, 
rechtlich nicht selbstständiger Eigen-
betriebe (in Abgrenzung dazu sind 
Leistungen rechtlich selbstständiger 
Unternehmen im kommunalen Besitz 
zuwendungsfähig),

	   �ökologische Ausgleichszahlungen, bei 
denen Ausgleichszahlungen in Fonds 
oder Ähnliches geleistet werden, um 
zu einem unbestimmten Zeitpunkt an 
einem unbestimmten Ort Ausgleichs-
maßnahmen zu finanzieren,

	   �Finanzierungskosten (KG 760)

	   �Umsatzsteuer, soweit sie als Vorsteuer 
nach Umsatzsteuergesetz geltend ge-
macht werden kann,

	   ��Ausgaben für die Vor-, Entwurfs- und 
Genehmigungsplanung (Leistungs-
phase 1 bis 4 HOAI), 
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	   �Ausgaben für nicht-öffentliche  
Erschließung (KG 230),

	   ��Ausgaben für Veranstaltungen (z. B. 
Grundsteinlegung, Richtfest, Einwei-
hungsfeier), 

	   ��Ausgleichsabgaben, 

	   �Ausgaben für die Fertigstellungspfle-
ge bei Begrünungsmaßnahmen über 
den Zeitraum eines Jahres hinaus. 

5.4.2 	 Kommunale Investitionen zur Erschlie-
ßung und zum Ausbau von Industrie- 
und Gewerbegebieten

	 Teil II Nr. 5.4.1.1 bis 5.4.1.3 gelten  
entsprechend.

5.5	 Art und Umfang, Höhe der Förderung 
(Zuwendung) 

5.5.1 	 Kommunale Investitionen zur Konver-
sion von Industrie-, Verkehrs- und Mili-
tärbrachen für eine gewerbliche oder 
industrielle Folgenutzung 

	 Die Zuwendung wird als Projektförde-
rung im Wege der Anteilfinanzierung als 
nicht rückzahlbarer Zuschuss zu den zu-
wendungsfähigen Ausgaben gewährt.

	 Sie kann aus Mitteln des Landes, der 
GRW und / oder des EFRE erfolgen. 

	 Bei einer Zuwendung aus Mitteln der 
GRW beträgt der Fördersatz in der Regel 
bis zu 60 Prozent der zuwendungsfähi-
gen Ausgaben (max. 70 Prozent; siehe 
Teil II Nr. 5.5.3). 

	 Bei einer Zuwendung aus Landesmitteln 
beträgt der Fördersatz in der Regel bis 
zu 50 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben (max. 60 Prozent; siehe Teil II 
Nr. 5.5.3).

	 Bei einer Zuwendung (auch) aus Mitteln 
des EFRE beträgt der EFRE-Fördersatz 
bis zu 50 Prozent der zuwendungsfähi-
gen Ausgaben.

	 Sofern die zuwendungsfähigen Ge-
samtausgaben eines Vorhabens 1 Mio. 
Euro überschreiten und das Vorhaben 
nach seinem Abschluss im Sinne von 
Art. 61 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 
1303 / 2013 potenziell Nettoeinnahmen 
erwirtschaftet, werden die zuwendungs-
fähigen Ausgaben vorab um die Netto-
einnahmen gekürzt, die das Vorhaben 
während und nach seiner Durchführung 
potenziell erwirtschaftet. Die potenziel-
len Nettoeinnahmen werden nach der 
Methode zur Berechnung der abgezins-

ten Nettoeinnahmen berechnet, die in 
Art. 61 Abs. 3 Unterabs. 7 der Verord-
nung (EU) Nr. 1303 / 2013 in Verbindung 
mit Art. 15 bis 17 der delegierten Ver-
ordnung (EU) Nr. 480 / 2014 festgelegt 
ist. Bei der Berechnung der potenziellen 
Nettoeinnahmen nicht berücksichtigte 
Nettoeinnahmen werden spätestens an-
lässlich des letzten Auszahlungsbetrags 
der Zuwendungsempfängerin oder des 
Zuwendungsempfängers von den zuwen-
dungsfähigen Ausgaben abgezogen.

5.5.2 	 Kommunale Investitionen zur Erschlie-
ßung und zum Ausbau von Industrie- 
und Gewerbegebieten

	 Die Zuwendung wird als Projektförde-
rung im Wege der Anteilfinanzierung als 
nicht rückzahlbarer und / oder rückzahl-
barer Zuschuss zu den zuwendungsfähi-
gen Ausgaben gewährt.

	 Sie erfolgt ausschließlich aus GRW- und /
oder Landesmitteln.

	 Bei einer Förderung aus Mitteln der GRW 
beträgt der Fördersatz in der Regel bis 
zu 60 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben (max. 70 Prozent; siehe Teil II 
Nr. 5.5.3). 

	 Bei einer Förderung aus Landesmitteln 
beträgt der Fördersatz in der Regel bis 
zu 50 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben (max. 60 Prozent; siehe Teil II 
Nr. 5.5.3).

5.5.3 	 Gemeinsame Bestimmungen 
	 Beim ausschließlichen Einsatz von Lan-

desmitteln oder Mitteln der GRW für 
investive Projekte kommunaler Zuwen-
dungsempfänger bestimmt sich die 
Festlegung des Fördersatzes im Einzel-
fall nach deren finanzieller Leistungsfä-
higkeit und deren Stellung im Lasten- 
und Finanzausgleich. Hierdurch kann der 
nach Art und Umfang des Projekts sowie 
seiner regionalen Bedeutung festgeleg-
te Fördersatz um bis zu 10 Prozent unter- 
oder überschritten werden. 

	 Zur Überprüfung einer möglichen Über-
finanzierung ist alle drei Jahre nach Ab-
schluss der Infrastrukturmaßnahme bis 
zum Ende des Überwachungszeitraums 
ein Nachweis vorzulegen, aus dem alle 
mit dem Vorhaben verbundenen Ausga-
ben und Einnahmen ersichtlich sind. 

	 Bei vollständiger Belegung des Geländes 
ist dieser Nachweis sofort vorzulegen.
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	 Es ist weiterhin nachzuweisen und zu be-
stätigen, dass die bis zu diesem Zeitpunkt 
verkauften Grundstücke nach öffentlichen 
Verkaufsbemühungen zum Marktpreis an 
den besten Bieter veräußert wurden.

5.6	 Verfahren 
	 Anträge sind vor Beginn des Vorhabens 

bei der WiBank (Teil I Nr. 5) zu stellen. 

	 Dies ist auch über das Onlineportal der 
WIBank möglich. GRW-Anträge sind auf 
amtlichem Formular zu stellen. 

	 Ergebnisse integrierter Stadtentwick-
lungskonzepte oder von Potenzialanaly-
sen und Empfehlungen der Regionalfo-
ren werden bei der Projektförderung im 
Rahmen der finanziellen Möglichkeiten 
berücksichtigt, sofern keine überregiona-
len Gesichtspunkte entgegenstehen. 

	
	 Bei einem Einsatz von EFRE-Mitteln er-

folgt die Auswahl geeigneter kommu-
naler Förderprojekte in einem Wettbe-
werbsverfahren (Aufruf im Staatsanzeiger 
für das Land Hessen, Auswahl durch den 
erweiterten Förderausschuss). Aus den 
Antragsunterlagen muss hervorgehen, 
inwieweit das Projekt ein vorhandenes in-
tegriertes Stadtentwicklungskonzept um-
setzt. Sofern ein Regionalforum besteht, 
ist dessen Stellungnahme beizufügen.

	 Die WIBank holt nach Erfordernis die 
Stellungnahme / n der fachtechnisch zu-
ständigen Dienststelle / n ein. Im Einzel-
fall kann die WIBank die Stellungnahme 
des jeweils zuständigen Regierungsprä-
sidiums oder Landrats einholen, sofern 
erforderliche Dokumente bei der An-
tragstellung nicht vorliegen. In den Stel-
lungnahmen als notwendig erachtete Än-
derungen und Auflagen werden bei der 
Bescheiderteilung berücksichtigt.

5.7	 Weitere Bestimmungen 
	 Die Förderung von Erschließungsmaß-

nahmen zu Gunsten eines einzelnen Un-
ternehmens ist beihilferechtlich nicht 
zulässig. Werden auf den erschlossenen 
Flächen neben Gewerbebetrieben auch 
wirtschaftsnahe Infrastruktureinrichtun-
gen z. B. für den Technologietransfer 
oder / und Gründerzentren angesiedelt, 
ist dies förderunschädlich. 

	 Im Fall der Förderung aus GRW-Mitteln 
sind die Bestimmungen des jeweiligen 
Koordinierungsrahmens maßgeblich. 

	 Das zu erschließende oder wieder her-
zurichtende Gelände befindet sich zum 
Zeitpunkt der Erschließungsentschei-
dung im Eigentum des Trägers, oder der 
Träger muss über das Gelände auf der 
Grundlage einer vertraglichen Absiche-
rung mit dem Eigentümer Einwirkungs-
rechte auf die Umgestaltung und späte-
re Nutzung besitzen.

	 Ist der Träger in Ausnahmefällen nicht 
Eigentümer des Geländes, muss per Ab-
schöpfungsvertrag zwischen dem Träger 
und dem Eigentümer des Grundstücks 
gewährleistet sein, dass Gewinne durch 
eine etwaige Wertsteigerung des er-
schlossenen oder wieder hergerichteten 
Grundstücks bei der Ermittlung der zu-
wendungsfähigen Ausgaben in Abzug 
gebracht werden und alle aus den Ar-
beiten entstehenden Vorteile vollständig 
an den Träger weitergeleitet werden. Be-
treiber und Nutzer sowie Träger und Nut-
zer dürfen weder rechtlich, wirtschaftlich 
noch personell verflochten sein.

	 Die mit Fördermitteln nach dieser Richt-
linie erschlossenen Industrie- und Ge-
werbegelände werden nach öffentlicher 
Verkaufsbemühung, wie z. B. durch Be-
werbung im Internet und in überregi-
onalen Tageszeitungen, Hinweistafeln 
auf dem Gewerbegebiet, Einschaltung 
eines überregional tätigen Maklers, zum 
Marktpreis aufgrund des wirtschaftlich 
besten Gebots verkauft. Soweit der Ver-
kaufspreis die Kosten für den Grund-
stückserwerb, zuzüglich des Eigenanteils 
des Trägers an den Erschließungskosten 
überschreitet, wird der gewährte Zu-
schuss um den übersteigenden Teil ge-
kürzt. 

	 Werden die Grundstücke unter dem 
Marktpreis verkauft, ist der damit ver-
bundene Fördervorteil bei der Subven-
tionsberechnung im Rahmen der Förder-
höchstsätze anzurechnen. 

	 Im Rahmen der Antragstellung muss eine 
Vermarktungsstrategie für das geförder-
te Gewerbe- /Industriegebiet vorgelegt 
werden. 

	 Zuwendungen für Erschließungsmaß-
nahmen verlieren ihre Gültigkeit, wenn 
nicht spätestens 6 Monate nach Eintre-
ten der Bestandskraft des Zuwendungs-
bescheides mit dem Vorhaben begon-
nen wurde. In besonders begründeten 
Einzelfällen kann diese Frist verlängert 
werden. 
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5.8	 Beihilferechtliche Einordnung
	 Die Zuwendungen zur Konversion von 

Industrie-, Verkehrs- und Militärbrachen 
sowie zur Erschließung und zum Ausbau 
von Industrie- und Gewerbegebieten fal-
len nicht unter Art. 107 ff. AEUV, sie sind 
keine Beihilfen.

6.	 Gründerzentren

6.1	 Gegenstand der Förderung 
	 Um die Entstehung neuer, zukunfts- und 

wettbewerbsfähiger Unternehmen zu 
begünstigen, fördert das Land Hessen 
regionale, virtuelle und spezialisierte 
Gründerzentren. 

	 Regionale Gründerzentren vermieten 
neu gegründeten Unternehmen funk-
tionsgerechte und kostengünstige 
Büro- und Produktionsflächen, stellen 
zentrale Service- und Gemeinschafts-
einrichtungen für Unternehmensgrün-
dungen bereit und bieten so neu ge-
gründeten Unternehmen attraktive 
Rahmenbedingungen für ihren Start. 

	 Virtuelle Gründerzentren bieten unent-
geltlich Beratungsleistungen zur Exis-
tenzgründung an und unterstützen Exis-
tenzgründerinnen und Existenzgründer 
sowie neu gegründete Unternehmen un-
entgeltlich bei der bedarfsorientierten 
Suche von bestehenden Räumen und 
Gewerbeflächen am Standort des virtu-
ellen Gründerzentrums. 

	 Spezialisierte Gründerzentren betreuen 
und unterstützen neu gegründete in-
novative Unternehmen, beispielsweise 
indem sie an jene die Zuwendungen für 
die Finanzierung der Start- und Anlauf-
phase weiterleiten. 

	 Zielgruppe (Beihilfeempfänger) der För-
dermaßnahmen sind Existenzgründerin-
nen und Existenzgründer sowie neu ge-
gründete Unternehmen. 

	 Neu gegründete Unternehmen sind klei-
ne Unternehmen im Sinne von Anhang I 
der AGVO, die nicht börsennotiert sind, 
deren Eintragung ins Handelsregister 
höchstens fünf Jahre zurückliegt, die 
noch keine Gewinne ausgeschüttet ha-
ben und die nicht durch einen Zusam-
menschluss gegründet wurden. Bei Un-
ternehmen, die nicht zur Eintragung ins 
Handelsregister verpflichtet sind, darf 
der Zeitpunkt, zu dem das Unternehmen 
seine Wirtschaftstätigkeit aufgenommen 

hat oder für seine Tätigkeit steuerpflich-
tig geworden ist, höchstens fünf Jahre 
zurückliegen. 

	 Die Start- und Anlaufphase neu gegrün-
deter Unternehmen umfasst einen Zeit-
raum von fünf Jahren nach dem Tag 
der Eintragung ins Handelsregister be-
ziehungsweise der Aufnahme der Wirt-
schaftstätigkeit oder Beginn der Steuer-
pflichtigkeit der Tätigkeiten. 

	 Unternehmen sind innovativ, wenn diese 
entweder anhand eines externen Gut-
achtens nachweisen können, dass sie in 
absehbarer Zukunft Produkte, Dienstleis-
tungen oder Verfahren entwickeln wer-
den, die neu oder verglichen mit dem 
Stand der Technik in dem jeweiligen 
Wirtschaftszweig wesentlich verbessert 
sind und die das Risiko eines technischen 
oder industriellen Misserfolgs in sich tra-
gen, oder wenn deren Forschungs- und 
Entwicklungskosten in mindestens einem 
der drei Jahre vor Gewährung der Beihil-
fe mindestens 10 Prozent ihrer gesamten 
Betriebsausgaben ausmachen. Im Falle 
eines neu gegründeten Unternehmens 
ohne abgeschlossenes Geschäftsjahr ist 
die Feststellung der Forschungs- und Ent-
wicklungsvorhaben im Rahmen des Audits 
des laufenden Geschäftsjahres von einem 
externen Rechnungsprüfer zu testieren. 

6.2	 Fördergebiet 
	 Fördergebiet für alle Gründerzentren 

sind Ober- und Mittelzentren in Hessen. 

	 Regionale Gründerzentren und virtuelle 
Gründerzentren werden vorrangig in den 
EFRE-Vorranggebieten und in den regio-
nalen Fördergebieten der GRW gefördert 
(Teil I Nr. 3.1 und 3.2).

6.3	 Antragsberechtigte 
	 Antragsberechtigt bei regionalen Grün-

derzentren nach Teil II Nr. 6.4.1 sind kom-
munale und sonstige öffentliche Träger 
regionaler Gründerzentren. Juristische 
Personen, die steuerbegünstigte Zwecke 
verfolgen, können mit kommunalen Trä-
gern gleich behandelt werden, wenn die 
Voraussetzungen der §§ 51 bis 68 der 
Abgabenordnung erfüllt sind und dies 
vom Finanzamt anerkannt ist. 

	 Antragsberechtigt bei virtuellen Grün-
derzentren nach Teil II Nr. 6.4.2 sind ju-
ristische Personen, die Träger eines vom 
Land Hessen bereits beim Aufbau geför-
derten und bestehenden virtuellen Grün-
derzentrums sind. 
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	 Antragsberechtigt bei spezialisierten 
Gründerzentren zur Start-up-Förderung 
nach Teil II Nr. 6.4.3 sind juristische 
Personen, die als Träger eines solchen 
Gründerzentrums vom Land Hessen für 
die Umsetzung der Förderung von inno-
vativen Unternehmensneugründungen 
ausgewählt worden sind.

6.4	 Zuwendungszweck 

6.4.1	 Regionale Gründerzentren 
	 Gefördert wird die Errichtung, der Aus- 

und Umbau sowie die Erstausstattung 
von Gebäuden, die als regionale Grün-
derzentren genutzt werden von 

	 a)  �Existenzgründerinnen und Existenz-
gründern,

	 b)  �neu gegründeten Unternehmen,

	 c)  �gründungs- und technologiebezoge-
nen Beratungsunternehmen und -ins-
titutionen,

	 d)  �Unternehmen, die zentrale Ser-
viceleistungen und Gemeinschafts-
einrichtungen für die im Zentrum 
ansässigen neu gegründeten Unter-
nehmen zur Verfügung stellen,

	 e)  �Unternehmen, die für Existenzgrün-
derinnen und Existenzgründer sowie 
für neu gegründete Unternehmen 
nach Buchstabe b) als Geschäfts- und 
Kooperationspartner in Frage kom-
men.

	 Die Räumlichkeiten sind den Existenz-
gründerinnen und Existenzgründern 
und den unter Buchstabe b) genann-
ten Unternehmen im Vergleich zu den 
Marktpreisen am Standort des regiona-
len Gründerzentrums kostengünstiger 
anzubieten. Die Räumlichkeiten und die 
zentralen Service- und Gemeinschafts-
einrichtungen des Gründerzentrums 
können den neu gegründeten Unterneh-
men für bis zu fünf Jahre bereitgestellt 
werden. Eine Verlängerung bis zu acht 
Jahren ist nur möglich, wenn im Grün-
derzentrum Leerstand besteht und der 
Träger die Einhaltung der beihilferechtli-
chen Bestimmungen nach Teil II Nr. 6.8.1 
gewährleistet.

	 In der Summe sind mindestens 50 Pro-
zent der Gebäudefläche des regionalen 
Gründerzentrums an Existenzgründe-
rinnen und Existenzgründer sowie an 
Unternehmen nach Teil II Nr. 6.4.1 Buch-
stabe b) zu vermieten. Zulässig ist darü-
ber hinaus die Vermietung von bis zu 20 

Prozent der Flächen an Unternehmen und 
Institutionen nach Teil II Nr. 6.4.1 Buchsta-
be c) und d). Eine weitere Teilbelegung 
der Zentren mit Unternehmen nach Teil 
II Nr. 6.4.1 Buchstabe e) ist möglich. Von 
Unternehmen und Institutionen nach Teil 
II Nr. 6.4.1 Buchstabe c) bis e) sind die 
marktüblichen Raum- und Mietkosten zu 
verlangen. 

	 Der Standort eines regionalen Gründer-
zentrums muss unter Berücksichtigung 
seines Einzugsbereichs erwarten lassen, 
dass stetig geeignete Existenzgründun-
gen zu erwarten sind. An dem vorgesehe-
nen Standort soll es noch keine vergleich-
bare Einrichtung geben, es sei denn, sie 
ist ausgelastet. 

	 Zuwendungsfähig sind die Investitions-
ausgaben des Trägers, soweit sie in un-
mittelbaren Zusammenhang mit dem 
Vorhaben stehen und den Grundsätzen 
von Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit 
entsprechen. Hierzu gehören die Bau-
ausgaben und Baunebenausgaben. Die 
Ausgaben für den Erwerb vorhandener 
Gebäude (einschließlich betriebsnot-
wendigem Grund und Boden) und die 
Erstausstattung der Räume sind ebenfalls 
zuwendungsfähig. Im Falle der Förderung 
aus Mitteln des EFRE dürfen die Ausga-
ben für den Erwerb eines vorhandenen 
Gebäudes einschließlich betriebsnot-
wendigem Grund und Boden 10 Prozent 
der zuwendungsfähigen Gesamtausga-
ben nicht übersteigen. Bei Brachflächen 
und ehemals industriell genutzten Flä-
chen mit Gebäuden erhöht sich dieser 
Grenzwert auf 15 Prozent (Art. 69 Abs. 3 
der Verordnung (EU) Nr. 1303 / 2013). 

	 Reine Ersatzinvestitionen, Projektsteu-
erungskosten, Ausgaben für Veranstal-
tungen (z. B. Richtfest, Einweihung u. ä.), 
Kreditbeschaffungskosten, Ausgleichsab-
gaben sowie die laufenden Betriebsaus-
gaben sind nicht zuwendungsfähig. 

	
	 Bei der Förderung der Errichtung, des 

Aus- und Umbaus eines Gebäudes ist die-
ses mindestens 15 Jahre als regionales 
Gründerzentrum zu nutzen. Bei zusätzli-
cher Förderung der Erstausstattung eines 
Gebäudes ist diese mindestens fünf Jah-
re entsprechend dem Zuwendungszweck 
zu nutzen. Die Nutzung des Gebäudes 
und der Erstausstattung ist entsprechend 
dem Zuwendungszweck für die Dauer 
der genannten 15 beziehungsweise fünf 
Jahre zu gewährleisten.
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	 Die staatlichen Mittel, die den Trägern 
zur Verfügung gestellt werden, dürfen 
ausschließlich den Existenzgründerin-
nen und Existenzgründern sowie den 
neu gegründeten Unternehmen nach 
Teil II Nr. 6.4.1 Buchstabe b) einen wirt-
schaftlichen Vorteil verschaffen. Dieser 
Vorteil besteht für die Förderung von 
regionalen Gründerzentren in der im 
Vergleich zu den Marktpreisen kosten-
günstigeren Nutzung der Räume des 
Zentrums ergänzt um den anteiligen 
Wert der Inanspruchnahme von Gemein-
schaftsdienstleistungen. 

	 Der Träger hat sicherzustellen, dass bei 
einer kostengünstigeren Leistungsab-
gabe die unter Teil II Nr. 6.8.1 genann-
ten beihilferechtlichen Bestimmungen 
auf der Ebene der unter Teil II Nr. 6.4.1 
Buchstabe b) genannten Nutzer des re-
gionalen Gründerzentrums eingehalten 
werden. Ihm obliegt die Prüfung der 
Voraussetzungen und die administrative 
Umsetzung einschließlich der Erteilung 
etwaiger Bescheinigungen über die 
Höhe der Beihilfe an die Nutzer.

	 Um sicherzustellen, dass kein Vorteil auf 
Ebene der Träger verbleibt, sind folgen-
de Bedingungen einzuhalten:

	 a)  �Für die Errichtung, den Aus- oder Um-
bau des Gründerzentrums wird eine 
öffentliche Ausschreibung der Maß-
nahme entsprechend den vergabe-
rechtlichen Vorschriften durchgeführt.

	 b)  �Die Träger sind verpflichtet, die Nut-
zung des Zentrums für einen Zeitraum 
von mindestens 15 Jahren zu gewähr-
leisten. Insofern erhalten die Träger 
während dieses Zeitraums von min-
destens 15 Jahren, in dem die Räum-
lichkeiten des regionalen Gründer-
zentrums von Existenzgründerinnen, 
Existenzgründern und neu gegrün-
deten Unternehmen genutzt werden, 
keinen Vorteil. 

	 c)  �Nach Ablauf der Bindungsfrist von 15 
Jahren (Überwachungszeitraum) ver-
bleiben die Gebäude in der Regel im 
Eigentum des Trägers. Um sicherzu-
stellen, dass auf der Ebene der Träger 
kein Vorteil verbleibt, muss danach 
eine Gewinnabschöpfung erfolgen. 
Dies geschieht entweder im Wege der 
Ertragswertmethode (z. B. Discoun-
ted-Cash-Flow-Methode) oder nach ei-
ner von der Europäischen Kommission 
anerkannten Methode. Dabei werden 
einschließlich des Gebäuderestwertes 

alle Gewinne und Verluste berücksich-
tigt, die dem Träger innerhalb der Bin-
dungsfrist entstanden sind.

	 Die vollständige Weitergabe der Förde-
rung an die Nutzer nach Teil II Nr. 6.4.1 
Buchstabe a) und b) ist mit Vorlage des 
Verwendungsnachweises von dem Trä-
ger des regionalen Gründerzentrums 
der bewilligenden Stelle nachzuweisen. 
Sofern dies nicht erfolgt ist oder erfol-
gen kann (beispielsweise wegen gerin-
ger Auslastung), ist die Zuwendung ent-
sprechend zu reduzieren.

	 Bei einer Förderung im Rahmen der 
GRW sind die Bestimmungen des jeweils 
geltenden Koordinierungsrahmens ein-
zuhalten.

6.4.2	 Virtuelle Gründerzentren 
	 Zuwendungsfähig sind für bis zu drei 

Jahre die laufenden Betriebsausgaben 
des virtuellen Gründerzentrums, soweit 
diese über die laufenden Betriebsein-
nahmen hinausgehen. Als Betriebsaus-
gaben gelten Personal- und Sachaus-
gaben in einem direkten sachlichen 
Zusammenhang mit dem Betrieb des vir-
tuellen Gründerzentrums. Als Betriebs-
einnahmen gelten alle Einnahmen, die 
aus dem Betrieb des virtuellen Gründer-
zentrums resultieren. 

	 Ausgaben für Investitionen in die Aus-
stattung der Räume, die für zentrale 
Dienste genutzt werden, wie Bespre-
chungs- und Beratungsräume, sind bis 
zu einer Höhe von 15 Prozent der als zu-
wendungsfähig anerkannten laufenden 
Betriebsausgaben zuwendungsfähig.

	 Der Träger des virtuellen Gründerzent-
rums hat sicherzustellen, dass die unter 
Teil II Nr. 6.8.2 genannten beihilferecht-
lichen Bestimmungen auf der Ebene 
der Beratenen eingehalten werden. Ihm 
obliegt die Prüfung der Voraussetzun-
gen und die administrative Umsetzung 
einschließlich der Erteilung etwaiger Be-
scheinigungen über die Höhe der Beihil-
fe an seine Kunden.

	 Im Rahmen der Antragstellung müssen 
für die unentgeltlichen zu erbringenden 
Dienstleistungen (insbes. Beratung und 
Unterstützung bei der Suche von Räum-
lichkeiten) angemessene fiktive Preise (z. 
B. Stundensätze, Tagessätze) angegeben 
werden. Diese sollen unter Heranzie-
hung der Preise vergleichbarer Dienst-
leistungen anderer Einrichtungen oder 
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Organisationen ermittelt werden. Die 
Berechnungsmethode muss offengelegt 
werden.

	 Um sicherzustellen, dass kein Vorteil auf 
der Ebene des virtuellen Gründerzent-
rums verbleibt, sind folgende Bedingun-
gen einzuhalten: 

	 a)  �Der Träger stellt anhand ihm vorge-
legter De-minimis-Bescheinigungen 
sicher, dass die geförderten Dienst-
leistungen des virtuellen Gründer-
zentrums nur von Existenzgründe-
rinnen und -gründern sowie neu 
gegründeten Unternehmen in An-
spruch genommen werden, die durch 
die unentgeltlichen Dienstleistungen 
des virtuellen Gründerzentrums im 
Verbund mit anderweitig erhaltenen 
De-minimis-Beihilfen den Schwel-
lenwert für De-minimis-Beihilfen von 
200.000 Euro innerhalb von drei 
Steuerjahren nicht überschreiten.

	 b)  �Der Träger stellt sicher, dass die ge-
förderten Dienstleistungen des vir-
tuellen Gründerzentrums nicht von 
Existenzgründerinnen und -gründern 
sowie Unternehmen aus Wirtschafts-
zweigen oder für Tätigkeiten in An-
spruch genommen werden, die nach 
Art. 1 der De-minimis-Verordnung 
vom Anwendungsbereich der De-mi-
nimis-Verordnung ausgeschlossen 
sind. 

	 c)  �Er stellt sicher, dass die neu gegrün-
deten Unternehmen, die die geför-
derten Dienstleistungen des virtu-
ellen Gründerzentrums in Anspruch 
genommen haben, eine De-mini-
mis-Bescheinigung in Höhe des 
Werts der in Anspruch genommenen 
Dienstleistungen erhalten. 

	 Die vollständige Weitergabe der Zu-
wendung an die Existenzgründerinnen 
und Existenzgründer sowie die neu ge-
gründeten Unternehmen ist der bewilli-
genden Stelle mit Vorlage des Verwen-
dungsnachweises nachzuweisen. Sofern 
dies nicht erfolgt ist oder erfolgen kann 
(beispielsweise wegen geringer Auslas-
tung), ist die Zuwendung entsprechend 
zu reduzieren.

6.4.3	 Spezialisierte Gründerzentren zur 
Start-up-Förderung 

	 Das Gründerzentrum leitet Zuwendun-
gen zur Finanzierung von Ausgaben 
der neu gegründeten Unternehmen im 
Zusammenhang mit der Unternehmens-

gründung und für die Entwicklung und 
Umsetzung von Produkt- und Dienstleis-
tungsinnovationen an die Unternehmen 
weiter. 

	 Zuwendungsfähige Ausgaben für die 
Entwicklung und Umsetzung von Pro-
dukt- und Dienstleistungsinnovationen 
sind insbesondere Personal- und Sach-
ausgaben für die technische Weiterent-
wicklung von Produkt- beziehungsweise 
Dienstleistungsideen sowie Ausgaben 
für die Sicherung etwaiger Schutz- und 
Markenrechte. 

	 Im Zusammenhang mit der Unterneh-
mensgründung sind insbesondere die 
Anmietung von Räumlichkeiten, Perso-
nalausgaben, Sachausgaben, Ausga-
ben für Marketing, Ausgaben für durch 
Dritte erstellte Konzepte und Studien, 
Investitionen und Betriebsmittel, Mark-
terschließungskosten sowie Ausgaben 
für Weiterbildungsmaßnahmen des an-
gestellten Personals zuwendungsfähig.

	 Die Gesamtfinanzierung jedes Einzelvor-
habens muss sichergestellt sein.

	 Der Träger hat sicherzustellen, dass die 
unter Teil II Nr. 6.8.3 genannten beihil-
ferechtlichen Bestimmungen auf der 
Ebene der Unternehmen eingehalten 
werden. Ihm obliegt die Prüfung der Vo-
raussetzungen und die administrative 
Umsetzung einschließlich der Erteilung 
etwaiger Bescheinigungen über die 
Höhe der Beihilfe an die Unternehmen.

	 Die vollständige Weitergabe der Zuwen-
dung an die neu gegründeten Unter-
nehmen ist der bewilligenden Stelle mit 
Vorlage des Verwendungsnachweises 
nachzuweisen. Sofern dies nicht erfolgt 
ist oder erfolgen kann, ist die Zuwen-
dung entsprechend zu reduzieren.

6.4.4	 Gemeinsame Bestimmungen 
	 Bei der Erteilung und Abwicklung von 

Aufträgen haben die Träger die einschlä-
gigen vergaberechtlichen Bestimmun-
gen einzuhalten. Näheres regelt Teil III A. 
I. Nr. 4. 

	 Eigenleistungen und Sachleistungen 
können als zuwendungsfähig anerkannt 
werden. Näheres regelt Teil III A. II. Nr. 8.

	 Die Gesamtfinanzierung des Gründer-
zentrums muss sichergestellt sein. 
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6.5	 Art und Umfang, Höhe der Förderung 
(Zuwendung) 

	 Die Zuwendung wird als Projektförde-
rung im Wege der Anteilfinanzierung als 

	 nicht rückzahlbarer Zuschuss zu den zu-
wendungsfähigen Ausgaben gewährt. 

	 Bei einer Zuwendung aus Mitteln der 
GRW beträgt der Fördersatz in der Regel 
bis zu 60 Prozent der zuwendungsfähi-
gen Ausgaben (max. 70 Prozent; siehe 
hier letzter Absatz).

	 Bei einer Zuwendung aus Landesmitteln 
beträgt der Fördersatz in der Regel bis 
zu 50 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben (max. 60 Prozent; siehe hier 
letzter Absatz).

	 Bei einer Zuwendung (auch) aus Mitteln 
des EFRE beträgt der EFRE-Fördersatz 
bis zu 50 der zuwendungsfähigen Aus-
gaben.

	 Beim ausschließlichen Einsatz von Lan-
desmitteln und Mitteln der GRW für 
investive Projekte kommunaler Zuwen-
dungsempfänger bestimmt sich die 
Festlegung des Fördersatzes im Einzel-
fall nach deren finanzieller Leistungsfä-
higkeit und deren Stellung im Lasten- 
und Finanzausgleich. Hierdurch kann der 
nach Art und Umfang des Projekts sowie 
seiner regionalen Bedeutung festgeleg-
te Fördersatz um bis zu 10 Prozent unter- 
oder überschritten werden. 

6.6	 Verfahren 
	 Anträge sind vor Beginn des Vorhabens 

bei der WIBank (Teil I Nr. 5) zu stellen. 
Dies ist auch über das Onlineportal der 
WIBank möglich. GRW-Anträge sind auf 
amtlichem Formular zu stellen. 

	 Der Träger von nach Teil II Nr. 6.4.1 und 
6.4.2 geförderten Gründerzentren hat 
in einem Konzept die angestrebten Zie-
le, Angebote und Maßnahmen sowie 
die Geschäfts- und Gebührenpolitik des 
Gründerzentrums, die Abschätzung der 
Nachfrage, auch unter Zugrundelegung 
der regionalen Wirtschafts- und Bevölke-
rungsentwicklung und unter Berücksich-
tigung bestehender Gründerzentren im 
Einzugsbereich, sowie bei Baumaßnah-
men eine mehrjährige Wirtschaftlichkeits-
berechnung darzulegen. Zum Nachweis 
der im Vergleich zum Marktpreis kosten-
günstigeren Vermietung der Räume des 
regionalen Gründerzentrums nach Teil 
II Nr. 6.4.1 sind regelmäßig ergänzend 
zur Darlegung der Mieteinnahmen von 

den Trägern örtliche oder regionale Ver-
gleichsdaten zu den aktuell geltenden 
Marktpreisen vorzulegen (z. B. durch 
Vorlage entsprechender Preisspiegel, Be-
richte der zuständigen Kammern u. ä.).

	 Bei spezialisierten Gründerzentren zur 
Start-up-Förderung nach Teil II Nr. 6.4.3 
muss die Zustimmung der bewilligenden 
Stelle zur Förderung des neu gegründe-
ten Unternehmens vorliegen. Grundlage 
der Zustimmung der bewilligenden Stel-
le ist eine Bewertung des Business-Pla-
nes des neu gegründeten Unterneh-
mens und der Gesamtfinanzierung des 
Vorhabens. Die neu gegründeten Un-
ternehmen müssen gegenüber dem 
Gründerzentrum Zwischen- und Verwen-
dungsnachweise erbringen. Diese sind 
den Verwendungsnachweisen des Grün-
derzentrums gegenüber der bewilligen-
den Stelle beizufügen.

6.7	 Weitere Bestimmungen 
	 Der Träger ist in vollem Umfang für die 

richtlinienkonforme Abwicklung des Vor-
habens verantwortlich und haftet dem-
entsprechend für den Fall einer etwaigen 
Rückforderung. 

	 Der Träger hat der bewilligenden Stelle 
von Beginn der Zuwendungsbewilligung 
an bis zum Ende des Überwachungszeit-
raums (Vorhaben nach Teil II Nr. 6.4.1) 
oder Durchführungszeitraums (Vorhaben 
nach Teil II Nr. 6.4.2 und 6.4.3) jährlich bis 
zum Ende des I. Quartals über den Projekt-
stand des vorhergehenden Jahres zu be-
richten. Träger eines regionalen Gründer-
zentrums haben insbesondere Angaben 
über die vermietete, virtuelle Gründerzen-
tren Angaben über die vermittelte Fläche 
vorzulegen, beide die Zahl und Art der 
nutzenden beziehungsweise beratenen 
Unternehmen sowie die Zahl der Arbeits-
plätze. 

	 Er hat weiterhin die Einhaltung der bei-
hilferechtlichen Bestimmungen nach Teil 
II Nr. 6.4.1, 6.4.2 und 6.4.3 und die voll-
ständige Weitergabe des wirtschaftlichen 
Vorteils an die Nutzer des regionalen oder 
virtuellen Gründerzentrums sowie die von 
einem spezialisierten Gründerzentrum zur 
Start-up-Förderung betreuten Unterneh-
men zu bestätigen und hierüber detaillier-
te, prüffähige Unterlagen vorzulegen. 

	 Für die einzelbetriebliche Förderung der 
in das Gründerzentrum aufgenommenen 
Unternehmen wird auf Teil II Nr. 1, auf die 
Richtlinie des Landes Hessen zur Grün-
dungs- und Mittelstandsförderung sowie 
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auf die Darlehensprogramme der Wirt-
schafts- und Infrastrukturbank Hessen und 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau ver-
wiesen.

6.8	 Beihilferechtliche Einordnung

6.8.1 	 Beihilferechtliche Einordnung der  
Förderung regionaler Gründerzentren

	 Auf Ebene der Träger liegt keine Beihil-
fe vor. Die im Vergleich zum Marktpreis 
kostengünstigere Leistungsabgabe stellt 
für die neu gegründeten Unternehmen 
nach Teil II Nr. 6.4.1 Buchstabe b) eine 
staatliche Beihilfe im Sinne von Art. l 107 
Abs. 1 AEUV dar. Sie ist mit dem Gemein-
samen Markt vereinbar, wenn die Ober-
grenzen für Beihilfen an Unternehmen 
nach Art.  22 Abs. 3 Buchstabe c) AGVO 
eingehalten werden oder die Förderung 
nach Maßgabe und unter Einhaltung der 
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 
1407 / 2013 (De-minimis-Verordnung) 
erfolgt (Teil III A. I. Nr. 8.1. und 8.2).

6.8.2 	 Beihilferechtliche Einordnung der  
Förderung virtueller Gründerzentren

	 Die Förderung erfolgt nach Maßgabe 
und unter Einhaltung der Bestimmun-
gen der Verordnung (EU) Nr. 1407 / 2013 
(De-minimis-Verordnung; Teil III A. I. Nr. 
8.2).

6.8.3 	 Beihilferechtliche Einordnung der För-
derung spezialisierter Gründerzentren 
zur Start-up-Förderung

	 Die Weitergabe der Förderung an die 
neu gegründeten Unternehmen erfolgt 
durch das Gründerzentrum und stellt für 
die Unternehmen eine staatliche Beihilfe 
im Sinne von Art. 107 Abs. 1 AEUV dar. 
Sie ist mit dem Gemeinsamen Markt ver-
einbar, wenn die Obergrenzen für Beihil-
fen an Unternehmen nach Art. 22 Abs. 3 
Buchstabe c) AGVO eingehalten werden 
oder die Förderung nach Maßgabe und 
unter Einhaltung der Bestimmungen der 
Verordnung (EU) Nr. 1407 / 2013 (De-mi-
nimis-Verordnung) erfolgt (Teil III A. I. Nr. 
8.1 und 8.2).

7.	 Tourismus 

7.1	 Gegenstand der Förderung 
	 Tourismusförderung ist Teil der Wirt-

schaftsförderung. Zur Sicherung und 
Weiterentwicklung des Tourismusstand-
orts Hessen, zur Auslösung positiver 
Arbeitsmarkt- und Einkommenseffekte 
sowie zur Stärkung strukturschwacher 
Regionen in Hessen, unterstützt das Land 
Hessen auf Grundlage der Tourismusstra-

tegie der Hessischen Landesregierung 
(Tourismuspolitischer Handlungsrahmen) 
und auf Grundlage regionaler Tourismus-
konzepte innovative, qualitativ hochwer-
tige marktgerechte Tourismus- und Frei-
zeitangebote von besonderer regionaler 
Wirksamkeit.

 
	 Die Förderung soll zur Schaffung neu-

er sowie zur Erhaltung bestehender 
Arbeitsplätze, Beschäftigungsmöglich-
keiten und Einkommen in KMU im Wirt-
schaftsbereich Tourismus, aber auch in 
anderen Wirtschaftszweigen beitragen.

	 Um diese Ziele zu erreichen werden tou-
ristische Dienstleistungen landesweit 
oder auf Ebene von Destinationen ope-
rierender touristischer Organisationen 
sowie Investitionen in die öffentliche 
touristische Infrastruktur gefördert.

	 Touristische Destinationen sind geogra-
fische Räume, in denen alle für den Auf-
enthalt von Reisenden relevanten Ele-
mente vorhanden sind. 

	 Für eine Förderung müssen Vorhaben ei-
nen Beitrag zum Wachstum des regiona-
len Tourismus erwarten lassen.

	 Aus dem EFRE werden nur Vorhaben mit 
bis zu 5 Mio. Euro an vorgesehenen Ge-
samtausgaben zum Zeitpunkt der Bewil-
ligung unterstützt, bis zu 10 Mio. Euro bei 
UNESCO-Weltkulturerbe. Von der Förde-
rung ausgeschlossen sind Vorhaben, die 
diese Grenzen infolge einer Aufteilung 
in Teilprojekte unterschreiten.

	 Für eine Förderung müssen Vorhaben 
nach Teil II Nr. 7.1.2 grundsätzlich eine 
besondere Bedeutung für die Leistungs-
fähigkeit und die wirtschaftliche Entwick-
lung von KMU haben. Sie müssen primär 
touristisch ausgerichtet sein. 

	 Besonders förderwürdig sind dabei in-
novative Vorhaben und Vorhaben, deren 
Durchführung einen starken Wachstum-
simpuls von besonderer regionaler Be-
deutung erwarten lässt.

	 Der Zugang zu den öffentlichen touristi-
schen Infrastrukturen im Sinne von

	 Teil II Nr. 7.1.2 muss für alle interessier-
ten Nutzerinnen und Nutzer zu offenen, 
transparenten und diskriminierungsfrei-
en Bedingungen gewährleistet sein.
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	 Bei den unter Teil II Nr. 7.1.2.2 genann-
ten kulturellen Einrichtungen müssen 
jährlich mindestens 80 Prozent der ver-
fügbaren Nutzungszeiten oder Räum-
lichkeiten für kulturelle Zwecke genutzt 
werden. 

	 Nicht gefördert werden:

	   �Vorhaben, die überwiegend einem 
anderen Zweck als dem Tourismus 
dienen, z. B. dem Sport, der Kultur, 
der Wasserwirtschaft, dem Natur- und 
Landschaftsschutz, der Dorfentwick-
lung oder der Denkmalpflege, 

	   �soziale und gemeinnützige Einrichtun-
gen,

	   �üblicherweise gewerblich betriebene 
Einrichtungen, z. B. Gastronomie- und 
Beherbergungsbetriebe.

7.1.1 	 Touristische Dienstleistungen
	 Gefördert werden insbesondere folgen-

de Maßnahmen:

	 a)  �Erarbeitung von Tourismuskonzepten 
auf Ebene der touristischenDestinati-
onen,

	 b)  �touristische Marketingmaßnahmen 
mit neuartigem und aktivierendem 
Charakter (keine Daueraufgaben) für 
touristische Destinationen in Hessen,

	 c)  �touristische Marketingmaßnahmen 
der landesweit tätigen touristischen 
Marketingorganisationen,

	 d)  �landesweite und regionale Bera-
tungsmaßnahmen zur Sicherung und 
Verbesserung der Qualität im Touris-
mus.

7.1.2 	 Öffentliche touristische Infrastruktur
	 Gefördert werden können die Errichtung, 

der Aus- und Umbau und die Erhöhung 
der Attraktivität der öffentlichen touris-
tischen Infrastruktur. Öffentliche touris-
tische Infrastruktur ist die Ausstattung 
von öffentlichen Tourismuseinrichtungen 
sowie geografischer Räume mit öffentlich 
nutzbaren materiellen Einrichtungen und 
Anlagen, die Tourismusrelevanz haben.

	 Die Förderung konzentriert sich auf: 

	   �Investitionen in touristische Einrichtun-
gen, die dem Erleben von Natur und 
Kultur dienen,

	   �qualitätsverbessernde Investitionen in 
Einrichtungen des Gesundheitstouris-
mus, vorrangig in den prädikatisierten 
Kurorten,

	   �Neu- und Umbaumaßnahmen, die der 
Barrierefreiheit von Tourismuseinrich-
tungen dienen unter der Voraussetzung 
der Teilnahme am bundesweiten Kenn-
zeichnungssystem „Reisen für Alle“.

	 Gefördert werden sowohl solche Vorha-
ben, die keine Einnahmen schaffen, als 
auch Vorhaben, die Einnahmen erwirt-
schaften.

7.1.2.1	 Keine Einnahmen erwirtschaftende Vor-
haben zur Förderung der öffentlichen 
touristischen Infrastruktur

	 Gefördert werden können folgende 
Maßnahmen:

	 a)  �Beschilderung, Markierung und 
Möblierung prädikatisierter Wander-
wege sowie die Errichtung, der Aus-
bau oder die Verbesserung baulicher 
Anlagen der Wanderwege, wie z. B. 
Stege, Geländer und Treppen sowie 
kleine wegebauliche Maßnahmen 
zum Schließen von Wegeslücken,

	 b)  �Errichtung, Ausbau oder Verbes-
serung von baulichen Anlagen der 
Begleitinfrastruktur, wie z. B. Beschil-
derung, Markierung und Möblierung 
an Radfernwegen und Reitwander-
wegen sowie von Rastplätzen an Rad-
fern- oder Reitwanderwegen,

	 c)  �Bau, Erweiterung und funktionale Ver-
besserung von Lehr-, Erlebnis- und 
Naturpfaden einschließlich deren 
Beschilderung, Möblierung und ver-
gleichbare Maßnahmen,

	 d)  �Bau, Erweiterung und funktionale 
Verbesserung von Häusern des Gas-
tes sowie touristisch genutzten Infor-
mationszentren, für deren Nutzung 
kein Entgelt zu entrichten ist,

	 e)  �Errichtung, Erweiterung und funk-
tionale Verbesserung der öffentli-
chen touristischen Infrastruktur in 
prädikatisierten Kurorten (Artbe-
zeichnungen: Heilbad, Kneippheil-
bad, Kneipp-Kurort, Heilklimatischer 
Kurort, Luftkurort, Ort mit Heilquel-
len-Kurbetrieb), denen nach der Ver-
ordnung über die Anerkennung als 
Kur-, Erholungs- oder Tourismusort 
in der jeweils geltenden Fassung das 
entsprechende Prädikat verliehen 
wurde (insbesondere Kurparke), 

	 f)  � �Bau, Erweiterung und funktiona-
le Verbesserung von unentgeltlich 
nutzbaren Bootsanlegestellen, Was-
serwanderrastplätzen und Schwimm-
steganlagen.
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7.1.2.2 Einnahmen erwirtschaftende Vorhaben 
zur Förderung der öffentlichen touristi-
schen Infrastruktur

	 Gefördert werden können die Errich-
tung, der Aus- und Umbau und die funk-
tionale Verbesserung folgender Maß-
nahmen:

	 a)  �Zum bestehenden Angebot ergän-
zende öffentliche touristische Infra-
struktur von ausschließlich regionaler 
Bedeutung, z. B. entgeltlich nutz-
bare Wasserwanderrastplätze und 
Schlechtwetterfreizeitangebote, wie 
etwa Lehrküchen, Spielscheunen und 
Baumhäuser.

	 b)  �Freizeiteinrichtungen mit multifunkti-
onalem Charakter, die insbesondere 
Kultur- und Freizeitdienstleistungen 
anbieten, sofern die Voraussetzun-
gen des Art. 55 AGVO erfüllt werden. 
In diesem Sinne multifunktionale 
Freizeitinfrastruktureinrichtungen 
können neben Bädereinrichtungen, 
Kurhäusern, Sole- und Heilwasserein-
richtungen, Thermalbädern in prä-
dikatisierten Kurorten auch andere 
multifunktional genutzte Basiseinrich-
tungen der öffentlichen touristischen 
Infrastruktur sein, z. B. erlebnisorien-
tierte Besuchereinrichtungen, Ein-
richtungen zum Aktivurlaub und zur 
Gästebetreuung, Einrichtungen für 
die Durchführung überregionaler 
Großveranstaltungen. Maßgeblich ist 
der multifunktionale Charakter der 
Einrichtungen.

	 c)  �Primär touristisch ausgerichtete, kulturel-
le Einrichtungen sowie öffentliche tou-
ristische Infrastruktur, die zur Erhaltung 
des touristisch relevanten kulturellen 
Erbes beiträgt, indem sie der Öffentlich-
keit das Kulturerbe besser zugänglich 
macht, sofern die Voraussetzungen des 
Art. 53 AGVO erfüllt werden. 

	 Primär touristisch ausgerichtete, kulturelle 
Einrichtungen sind kulturelle Einrichtungen 
im Sinne von Art. 53 Abs. 2 Buchstabe a) 
AGVO, die konzeptionell auf die Nutzung 
durch Touristen abzielen, z. B. Edutainmen-
teinrichtungen, erlebnisorientierte Museen 
und vergleichbare Kulturstätten.

	 Als touristisch relevantes Kulturerbe gel-
ten alle Formen des beweglichen oder 
unbeweglichen kulturellen Erbes sowie 
archäologische Stätten, historische Stät-
ten und Gebäude sowie das Naturerbe, 
das mit Kulturerbe zusammenhängt.

	 d)  �Lokale Freizeitinfrastruktur, die auf 
lokaler Ebene einen Beitrag zur Ver-
besserung der Rahmenbedingungen 
für Unternehmen und Verbraucher 
leistet, sofern die Voraussetzungen 
des Art. 56 AGVO erfüllt werden.

	 e)  �Sonstige öffentliche, touristische In-
frastruktur, die die Freistellungsvor-
aussetzungen der AGVO nicht erfüllt, 
sofern zuvor die Notifizierung und 
Genehmigung der Beihilfe erfolgt ist.

7.2	 Fördergebiet 
	 Vorhaben der öffentlichen touristischen 

Infrastruktur werden vorrangig in den 
Fördergebieten GRW und in den EF-
RE-Vorranggebieten (Teil I Nr. 3.1 und 
3.2) unterstützt. 

7.3	 Antragsberechtigte 
	 Antragsberechtigt sind Gemeinden, Ge-

meindeverbände, Zweckverbände, Land-
kreise und andere öffentliche Träger. 

	 Öffentliche Träger, die als juristische 
Personen im Allgemeininteresse liegen-
de Aufgaben nicht gewerblicher Art 
wahrnehmen und der Kontrolle von Ge-
bietskörperschaften oder anderer Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts un-
terliegen, sind bei einer Förderung aus 
Mitteln des EFRE antragsberechtigt.

	 Im Falle einer Förderung ausschließlich 
aus GRW- oder Landesmitteln können 
auch juristische Personen, die steuerbe-
günstigte Zwecke verfolgen, mit kommu-
nalen Trägern gleich behandelt werden, 
wenn die Voraussetzungen der §§ 51 bis 
68 der Abgabenordnung erfüllt sind, und 
dies vom Finanzamt anerkannt ist. Ergän-
zend können hier Träger auch natürliche 
und juristische Personen sein, die nicht 
auf Gewinnerzielung ausgerichtet sind. 
Sofern beim Träger andere Private betei-
ligt sind, muss der Gesellschaftsanteil der 
kommunalen beziehungsweise steuerbe-
günstigten Beteiligten überwiegen. In die-
sem Fall ist eine Besicherung eventueller 
Haftungs- und Rückforderungsansprüche 
in geeigneter Form vorzusehen. 

7.4	 Zuwendungszweck 
	 Zuwendungsfähig sind folgende Ausga-

ben der Antragsberechtigten: 

7.4.1 	 Touristische Dienstleistungen
	 Zuwendungsfähig sind bei Vorhaben 

nach Teil II Nr. 7.1.1: 
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	 a)  �Ausgaben für eigenes und fremdes 
Personal, das das Tourismuskonzept 
erarbeitet, an touristischen Marke-
tingmaßnahmen mitarbeitet oder Be-
ratungen durchführt,

	 b)  �Ausgaben für das mit der Verwaltung 
des Vorhabens beschäftigte Personal,

	 c)  �direkte Sachausgaben, z. B. Büro-
kosten, Büromaterial, Online- und 
Print-Veröffentlichungen, Fahrtkosten 
nach dem Hessischen Reisekostenge-
setz in der jeweils gültigen Fassung,

	 d)  �Ausgaben für Gemeinkosten. 

	 Ausgaben für Gemeinkosten werden 
pauschal anerkannt in Höhe von 15 Pro-
zent der zuwendungsfähigen direkten 
Ausgaben für Personal.

7.4.2	 Investitionen in öffentliche touristische 
Infrastruktur

	 Zuwendungsfähig sind bei Vorhaben 
nach Teil II Nr. 7.1.2 folgende Ausgaben 
der Antragsberechtigten für Investitio-
nen in materielle und immaterielle Ver-
mögensgüter: 

	 a)  �den Kostengruppen (KG) der DIN 276-
1 Hochbau entsprechende Ausga-
ben, sofern diese nicht nachfolgend 
von der Förderung ausgeschlossen 
sind sowie damit in Verbindung ste-
hende direkte Sachausgaben,

	 b)  �Eigenleistungen und Sachleistungen, 
sofern die in Teil III A. II. Nr. 8 genann-
ten Voraussetzungen erfüllt sind,

	 c)  �Ausgaben für Planungs- und Bera-
tungsleistungen Dritter für die Vorbe-
reitung und Durchführung der geför-
derten Vorhaben.

	 Nicht zuwendungsfähig sind den folgen-
den KG der DIN 276 entsprechenden 
Ausgaben und Kosten: 

	 a)  �Ausgaben im Zusammenhang mit 
dem Erwerb von Grundstücken und 
Gebäuden einschließlich Gerichts-
kosten, Grunddienstbarkeiten, Ent-
schädigungen, Maklergebühren und 
sonstige Gebühren sowie Vermes-
sungskosten (KG 100), 

	 b)  �Ausgaben für nichtöffentliche Er-
schließung (KG 230), 

	 c)  �Ausgaben für Bauherrenaufgaben 
(KG 710),

	
	 d)  �Finanzierungskosten (KG 760). 

	 Des Weiteren sind Ausgaben für Instand-
haltung und Instandsetzung, Pflege und 
Unterhaltung öffentlicher Tourismuse-
inrichtungen sowie Ersatzinvestitionen 
nicht zuwendungsfähig. 

	 Nicht zuwendungsfähig sind ferner mit 
dem Betrieb der öffentlichen touristi-
schen Infrastruktur in Zusammenhang 
stehende Ausgaben und Kosten.

	 Bei untrennbar mit der öffentlichen tou-
ristischen Infrastruktur verbundenen Ein-
richtungen, die üblicherweise gewerb-
lich betrieben werden (z. B. Gastronomie 
und Beherbergung), wird deren Anteil 
von den Ausgaben für die Gesamtmaß-
nahme abgezogen. Die Höhe bestimmt 
sich nach dem Anteil der Fläche der üb-
licherweise gewerblich betriebenen Ein-
richtung an der Gesamtfläche der öffent-
lichen touristischen Infrastruktur.

7.5	 Art und Umfang, Höhe der Förderung 
(Zuwendung) 

7.5.1 	 Touristische Dienstleistungen
	 Die Zuwendung wird als Projektförde-

rung im Wege der Anteilfinanzierung als 
nicht rückzahlbarer Zuschuss zu den zu-
wendungsfähigen Ausgaben gewährt.

	 Die Förderung kann aus Mitteln des 
Landes Hessen erfolgen. Touristische 
Marketingmaßnahmen mit neuartigem 
und aktivierendem Charakter für touris-
tische Destinationen in Hessen nach Teil 
II Nr. 7.1.1 Buchstabe b) und touristische 
Marketingmaßnahmen der landesweit 
tätigen touristischen Marketingorganisa-
tionen nach Teil II Nr. 7.1.1 Buchstabe c) 
können darüber hinaus auch aus Mitteln 
des EFRE gefördert werden.

	 Die Zuwendung beträgt bis zu 50 Prozent 
der zuwendungsfähigen Ausgaben.

 
7.5.2 	 Öffentliche touristische Infrastruktur
	 Die Zuwendung wird als Projektförde-

rung im Wege der Anteilfinanzierung als 
nicht rückzahlbarer Zuschuss zu den zu-
wendungsfähigen Ausgaben gewährt.

	 Eine Förderung kann aus Mitteln des Landes 
Hessen, der GRW oder des EFRE erfolgen.

	 Bei einer Zuwendung aus Mitteln der 
GRW beträgt der Fördersatz in der Regel 
bis zu 60 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben (max. 70 Prozent; siehe hier 
letzter Absatz). 
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	 Bei einer Zuwendung aus Landesmitteln 
beträgt der Fördersatz in der Regel bis 
zu 50 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben (max. 60 Prozent; siehe hier 
letzter Absatz).

	 Bei einer Zuwendung (auch) aus Mitteln 
des EFRE beträgt der EFRE-Fördersatz 
bis zu 50 Prozent der zuwendungsfähi-
gen Ausgaben.

	 Die Höhe der Zuwendung für multifunk-
tionale Freizeitinfrastruktur nach

	 Teil II Nr. 7.1.2.2 Buchstabe b), für primär 
touristisch ausgerichtete kulturelle Ein-
richtungen und Infrastruktur zur Erhal-
tung des kulturellen Erbes nach 

	 Teil II Nr. 7.1.2.2 Buchstabe c) und für 
lokale Freizeitinfrastruktur nach Teil II 
Nr. 7.1.2.2 Buchstabe d), darf die Diffe-
renz von zuwendungsfähigen Ausgaben 
und dem Betriebsgewinn der Investition 
nicht überschreiten. Der Betriebsgewinn 
wird vorab, auf der Grundlage realisti-
scher Vorausberechnungen oder über 
einen Rückforderungsmechanismus, von 
den zuwendungsfähigen Ausgaben ab-
gezogen.

	 Bei der Förderung multifunktionaler Frei-
zeitinfrastruktur nach Teil II Nr. 7.1.2.2 
Buchstabe b) und von primär touristisch 
ausgerichteten kulturellen Einrichtungen 
und Infrastrukturen zur Erhaltung des 
kulturellen Erbes nach Teil II Nr. 7.1.2.2 
Buchstabe c) ist die Differenz zwischen 
zuwendungsfähigen Ausgaben und dem 
Betriebsgewinn der Investition nicht zu 
ermitteln, sofern die Zuwendung 1 Mio. 
Euro nicht überschreitet und maximal 80 
Prozent der zuwendungsfähigen Ausga-
ben beträgt.

	 Bei Vorhaben nach Teil II Nr. 7.1.2 wer-
den Nettoeinnahmen bei Festsetzung 
der zuwendungsfähigen Ausgaben nach 
Art. 61 oder 65 Abs. 8 der Verordnung 
(EU) Nr. 1303 / 2013 berücksichtigt.

	 Als Nettoeinnahmen schaffende Vor-
haben gelten Vorhaben, die entweder 
während ihrer Durchführung und / oder 
nach ihrem Abschluss Nettoeinnahmen 
erwirtschaften. „Nettoeinnahmen“ be-
deutet Zuflüsse von Geldbeträgen, die 
unmittelbar von den Nutzern für die im 
Rahmen des Vorhabens bereitgestell-
ten Waren und Dienstleistungen gezahlt 
werden abzüglich der im entsprechen-
den Zeitraum angefallenen Betriebsaus-
gaben und Wiederbeschaffungskosten 
für kurzlebige Anlagegüter. Geldbeträ-

ge im Sinne des vorausgehenden Sat-
zes sind beispielsweise Zahlungen für 
Dienstleistungen oder Gebühren, die 
Nutzer für die Benutzung der Infrastruk-
tur oder der Einrichtung, den Verkauf, 
die Verpachtung oder die Vermietung 
von Grundstücken und Gebäuden ent-
richten.

	 Im Rahmen des Vorhabens geschaffene 
Einsparungen bei den Betriebsausga-
ben werden als Nettoeinnahmen behan-
delt, es sei denn, sie werden durch eine 
entsprechende Kürzung der Betriebsbei-
hilfen ausgeglichen. 

	 Beim ausschließlichen Einsatz von Lan-
desmitteln oder Mitteln der GRW für 
investive Projekte kommunaler Zuwen-
dungsempfänger bestimmt sich die 
Festlegung des Fördersatzes im Einzel-
fall nach deren finanzieller Leistungsfä-
higkeit und deren Stellung im Lasten- 
und Finanzausgleich. Hierdurch kann der 
nach Art und Umfang des Projekts sowie 
seiner regionalen Bedeutung festgeleg-
te Fördersatz um bis zu 10 Prozent unter- 
oder überschritten werden. 

7.6	 Verfahren 
	 Anträge sind vor Beginn des Vorhabens 

bei der WIBank (Teil I Nr. 5) zu stellen. 
Dies ist auch über das Onlineportal der 
WIBank möglich. GRW-Anträge sind auf 
amtlichem Formular zu stellen. 

	 Die bewilligende Stelle holt bei Vorhaben 
zur Förderung der öffentlichen touristi-
schen Infrastruktur die Stellungnahme 
des jeweils zuständigen Regierungspräsi-
diums und ggf. des Landrats ein. 

	 In den Antragsunterlagen sind die po-
sitiven Effekte des Vorhabens auf die 
Wettbewerbsfähigkeit der KMU im Wir-
kungskreis des unterstützten Vorhabens 
darzulegen.

	 Weiterhin hat aus den Antragsunterlagen 
hervorzugehen, ob und wie sich das Pro-
jekt in ein vorhandenes Tourismuskon-
zept für touristische Destinationen und 
in ein regionales Entwicklungskonzept, 
sofern vorhanden, einfügt. Die Stellung-
nahme des Destinationsmanagements 
ist beizufügen. 

7.7	 Weitere Bestimmungen 
	 Das zu bebauende Gelände sowie die zu 

fördernde Infrastruktureinrichtung müs-
sen sich zum Zeitpunkt der Zuwendungs-
entscheidung im Eigentum des Trägers 
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befinden, der Träger muss über das Ge-
lände auf der Grundlage einer vertragli-
chen Absicherung mit der Eigentümerin 
oder dem Eigentümer Einwirkungsrech-
te auf die Umgestaltung und spätere 
Nutzung besitzen.

	 Der Träger kann die Ausführung, den 
Betrieb und die Vermarktung des Inf-
rastrukturprojekts sowie das Eigentum 
daran an natürliche oder juristische Per-
sonen, die auf Gewinnerzielung ausge-
richtet sind, übertragen, wenn folgende 
Voraussetzungen erfüllt sind: 

	   �Die Förderziele dieser Richtlinie und 
die Bestimmungen des Zuwendungs-
bescheids für den Träger werden ein-
gehalten. 

	   �Bei der Auswahl des Betreibers sind 
die vergabe- und beihilferechtlichen 
Vorschriften gewahrt.

	   �Die Interessen des Trägers werden 
gewahrt, indem dieser ausreichenden 
Einfluss auf die Ausgestaltung des 
Projekts behält, etwa durch eine ge-
eignete vertragliche Regelung, z. B. 
Geschäftsbesorgungs-, Treuhand-, Er-
schließungsvertrag. 

	   �Die wirtschaftliche Aktivität des Betrei-
bers hat sich auf den Betrieb bezie-
hungsweise die Vermarktung der Infra-
struktureinrichtung zu beschränken. Er 
darf die Infrastruktureinrichtung nicht 
eigenwirtschaftlich nutzen. 

	 Bei einer Förderung aus Mitteln des 
EFRE ist die Übertragung des Eigen-
tums an der öffentlichen touristischen 
Infrastruktur nur an antragsberechtigte 
Träger nach Teil II Nr. 7.3 Abs. 1 und 2 
möglich. 

	 Betreiber und Nutzer sowie Träger und 
Nutzer dürfen weder rechtlich, wirt-
schaftlich noch personell verflochten 
sein.

	 Sollten Träger, Betreiber und Eigentümer 
der Infrastrukturmaßnahme auseinan-
derfallen, ist eine Regelung zur Wertab-
schöpfung zu verankern, die sicherstellt, 
dass etwaige Gewinne oder Vorteile 
beim Träger und / oder Betreiber und /
oder Eigentümer der Infrastruktur ab-
geschöpft werden und nach Abzug der 
Aufwendungen nach Ablauf der Zweck-
bindungsfrist an den Zuwendungsgeber 
abgeführt werden.

	 Der Träger einer Infrastrukturmaßnahme 
ist in vollem Umfang für die richtlinien-
konforme Abwicklung des Vorhabens 
verantwortlich und haftet dementspre-
chend dem Zuwendungsgeber für den 
Fall einer etwaigen Rückforderung.

7.8	 Beihilferechtliche Einordnung
	 Soweit es sich um Zuwendungen für 

Dienstleistungen nach Teil II Nr. 7.1.1 
oder für nicht Einnahmen erwirtschaf-
tende und nicht mit anderen wirtschaft-
lichen Tätigkeiten verbundene Vorhaben 
nach Teil II Nr. 7.1.2.1 handelt, fallen 
diese nicht unter Art. 107 ff. des AEUV, 
sind also keine Beihilfen. Das gleiche gilt 
für Zuwendungen zu Einnahmen erwirt-
schaftende Maßnahmen nach Teil II Nr. 
7.1.2.2 Buchstabe a), soweit diese den 
innergemeinschaftlichen Handel nicht 
beeinträchtigen, da sie ausschließlich 
eine regionale Bedeutung haben. 

	 Zuwendungen für multifunktionale Frei-
zeiteinrichtungen nach Teil II Nr. 7.1.2.2 
Buchstabe b) sind nach Art. 55 Abs. 7 
Buchstabe a) AGVO Investitionsbeihilfen 
für multifunktionale Freizeitinfrastruk-
turen. Sie dürfen nur gewährt werden, 
wenn die allgemeinen Freistellungsvor-
aussetzungen nach Art. 1 bis 12 AGVO 
sowie die in Art. 55 AGVO genannten 
spezifischen Freistellungsvoraussetzun-
gen erfüllt sind (Teil III A. I. Nr. 8.1).

	 Zuwendungen für primär touristisch aus-
gerichtete kulturelle Einrichtungen nach 
Teil II Nr. 7.1.2.2 Buchstabe c) sind nach 
Art. 53 Abs. 3 Buchstabe a) AGVO In-
vestitionsbeihilfen für den Bau oder die 
Modernisierung von Kulturinfrastruktur. 
Sie dürfen nur gewährt werden, wenn 
die allgemeinen Freistellungsvorausset-
zungen nach Art. 1 bis 12 AGVO sowie  
die in Art. 53 AGVO genannten  
spezifischen Freistellungsvoraussetzun-
gen erfüllt sind (Teil III A. I. Nr. 8.1).

	 Zuwendungen für lokale Freizeitinfra-
struktur nach Teil II Nr. 7.1.2.2 Buchsta-
be d) sind nach Art. 56 Abs. 1 AGVO 
Investitionsbeihilfen für den Bau oder 
die Modernisierung lokaler Infrastruktur. 
Sie dürfen nur gewährt werden, wenn 
die allgemeinen Freistellungsvorausset-
zungen nach Art. 1 bis 12 AGVO sowie  
die in Art. 56 AGVO genannten  
spezifischen Freistellungsvoraussetzun-
gen erfüllt sind (Teil III A. I. Nr. 8.1).
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	 Sofern die Anmeldeschwellen nach Art. 
4 Abs. 1 Buchstabe bb) AGVO bezie-
hungsweise Art. 4 Abs. 1 Buchstabe cc) 
AGVO beziehungsweise Art. 4 Abs. 1 
Buchstabe z) AGVO überschritten wer-
den, erfolgt eine Einzelanmeldung der 

Zuwendung bei der Europäischen Kom-
mission. Das Gleiche gilt für sonstige 
Zuwendungen zur Errichtung und Erwei-
terung öffentlicher Einrichtungen des 
Tourismus (Teil III A. I. Nr. 8.3).

Teil III Allgemeine und programmspezifische Förderbestimmungen

A.	 Allgemeine Förderbestimmungen
	 Es gelten die folgenden Förderbestim-

mungen, sofern nicht in Teil II besondere 
Regelungen getroffen sind. 

I.	 Rechtliche Grundlagen
	 1.  �Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung 

einer Zuwendung nach dieser Richtli-
nie besteht nicht. Die bewilligende 
Stelle entscheidet auf Grund ihres 
pflichtgemäßen Ermessens im Rah-
men der verfügbaren Haushaltsmittel.  
 
Die Finanzierungshilfen sind stets 
zusätzliche Hilfen. Sie sind erst dann 
vorzusehen, wenn andere öffentliche 
und private Finanzierungsmöglichkei-
ten in angemessenem und zumutba-
rem Maße genutzt worden sind. Die 
Gesamtfinanzierung des Vorhabens 
muss sichergestellt werden. Die Fi-
nanzierungshilfen werden nur für ei-
nen begrenzten Zeitraum gewährt; 
die dauernde Unterstützung ist aus-
geschlossen.

	 2.  �Die Förderung von Vorhaben erfolgt 
auf der Grundlage des Hessischen 
Mittelstandsförderungsgesetzes in 
der jeweils gültigen Fassung sowie 
nach Maßgabe dieser Richtlinie.

	 3.  �Für die Bewilligung, die Auszahlung 
der Zuwendung, den Nachweis der 
Verwendung, die Prüfung des Verwen-
dungsnachweises, ggf. die Rücknahme 
oder den Widerruf des Zuwendungsbe-
scheides, die Erstattung der gewährten 
Zuwendung und die Verzinsung gelten 
die §§ 48 bis 49a des Hessischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (HVwVfG), 
der § 44 der Hessischen Landeshaus-
haltsordnung (LHO) und die hierzu er-
lassenen Vorläufigen Verwaltungsvor-
schriften (VV), die Bestimmungen des 
Hessischen Verwaltungskostengeset-
zes (HVwKostG), des Finanzausgleichs-
gesetzes (FAG) sowie der Europäischen 
Union in der jeweils gültigen Fassung 

 
soweit nicht in dieser Förderrichtlinie 
Abweichungen zugelassen sind. 

	
	 Hierbei sind in ihrer jeweils gültigen Fas-

sung insbesondere zu beachten: 

	   � �Allgemeine Nebenbestimmungen für 
Zuwendungen zur Projektförderung 
(ANBest-P), Anlage 2 zur VV Nr. 5.1 zu 
§ 44 LHO,

	   �Allgemeine Nebenbestimmungen für 
Zuwendungen zur Projektförderung 
an Gebietskörperschaften und Zusam-
menschlüsse von Gebietskörperschaf-
ten (ANBest-Gk), Anlage 3 zur VV Nr. 
5.1 zu § 44 LHO, 

	   �die Baufachlichen Ergänzungsbestim-
mungen zu den VV zu §§ 44, 44a BHO 
(RzBau), Anhang 1 zur VV Nr. 6.2 zu § 
44 LHO, 

	   �der Gemeinsame Runderlass betref-
fend Öffentliches Auftragswesen, Die 
ANBest-P, ANBest-Gk sowie ggfs. die 
RzBau sind zum Bestandteil des Zu-
wendungsbescheides zu erklären. 

	 4.  �Abweichend Nr. 3.1 der ANBest-P 
sind:

	   �bei der Vergabe von Aufträgen für Bau-
leistungen der Abschnitt 1 des Teils A 
der Vergabe- und Vertragsordnung für 
Bauleistungen (VOB / A),

	   �bei der Vergabe von Aufträgen für Lie-
ferungen und Dienstleistungen der 
Abschnitt 1 des Teils A der Vergabe- 
und Vertragsordnung für Leistungen 
(VOL / A) und

	   �Teil I des Gemeinsamen Runderlasses 
zum Öffentlichen Auftragswesen (Ver-
gabeerlass) und die §§ 10 Abs. 3 bis 
5, 11 Abs. 1 sowie 15 Abs. 1 und 2 des 
Hessischen Vergabe- und Tariftreuege-
setzes in der jeweils geltenden Fassung 

	 anzuwenden, wenn die Zuwendung oder 
bei Finanzierung durch mehrere Stellen 
der Gesamtbetrag der Zuwendung mehr 
als 100 000 Euro beträgt.
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	 Öffentliche Auftraggeber, insbesondere 
Gebietskörperschaften und Zusammen-
schlüsse von Gebietskörperschaften, 
haben abweichend von Nr. 3.1 der AN-
Best-GK bei der Vergabe von Aufträgen 
zur Erfüllung des Zuwendungszwecks 
das ohnehin für sie geltende nationale 
Vergaberecht in der jeweils geltenden 
Fassung anzuwenden und das europäi-
sche Vergaberecht in der jeweils gelten-
den Fassung zu beachten.

	 Die Regelungen des Vergaberechts 
oberhalb der EU-Schwellenwerte blei-
ben unberührt.

	 Bei Förderungen der gewerblichen Wirt-
schaft ist wie folgt zu verfahren: 

	 Bei Förderungen der gewerblichen Wirt-
schaft finden Abs. 1 und Nr. 3 der AN-
Best-P zu § 44 LHO grundsätzlich keine 
Anwendung. Die Ausnahme bei der För-
derung der gewerblichen Wirtschaft gilt 
nicht, wenn der öffentliche Förderanteil 
bei der Förderung des Vorhabens über-
wiegt. Bei der Ermittlung der Höhe des 
öffentlichen Förderanteils wird der Sub-
ventionswert des geförderten Vorha-
bens, der dem Bruttosubventionsäqui-
valent nach Kapitel 1 Art. 2 Nr. 22 der 
Allgemeinen Gruppenfreistellungsver-
ordnung (AGVO) entspricht, zugrunde 
gelegt.

	 5.  �Es handelt sich um Leistungen aus 
öffentlichen Mitteln im Sinne des hes-
sischen Subventionsgesetzes vom 
18. Mai 1977 (GVBl. I S. 199) in Ver-
bindung mit dem Subventionsgesetz 
vom 19. Juli 1976 (BGBl I S. 2037). 
Subventionserhebliche Tatsachen 
werden entsprechend der vorge-
nannten Vorschrift im Zuwendungs-
bescheid benannt.

	 6.  �Die Förderung wird auf der Grund-
lage eines schriftlichen Antrags ge-
währt, der vor Beginn des Vorhabens 
zu stellen ist, soweit nicht unter Teil II 
oder Teil III B Abweichendes geregelt 
ist.

	 7.  �Private Träger können zu den Kondi-
tionen öffentlicher nicht-kommunaler 
Träger gefördert werden, wenn sie 
die Voraussetzungen der EU-Defini-
tion für „Einrichtungen des öffentli-
chen Rechts“ erfüllen. Diese Voraus-
setzungen erfüllen Einrichtungen, 

		    �die überwiegend vom Staat, von 
Gebietskörperschaften oder von 	

anderen Körperschaften des öffent-
lichen Rechts finanziert werden, 
oder 

		    �die hinsichtlich ihrer Leitung der 
Aufsicht durch Einrichtungen des 
öffentlichen Rechts unterliegen, 
oder 

	 	   �deren Verwaltungs-, Leitungs- oder 
Aufsichtsorgan mehrheitlich aus 
Mitgliedern besteht, die vom Staat, 
den Gebietskörperschaften oder 
anderen Körperschaften des öffent-
lichen Rechts ernannt worden sind. 

	 8.  Beihilferechtlicher Status

	 8.1  Allgemeine Gruppenfreistellungs-
verordnung (AGVO)

	 Die Förderungen nach Teil II Nr. 1, 4, 6 
und 7 erfolgen nach Art. 14,17, 22, 27, 
53, 55 und 56 der Verordnung (EU) Nr. 
651 / 2014 der Kommission vom 17. Juni 
2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit 
bestimmter Gruppen von Beihilfen mit 
dem Binnenmarkt in Anwendung der Art. 
107 und 108 AGVO.

	 Für diese freigestellten Beihilfen gelten 
folgende Voraussetzungen:

	   �Einem Unternehmen, das einer Rück-
forderungsanordnung aufgrund eines 
früheren Beschlusses der Kommission 
zur Feststellung der Unzulässigkeit ei-
ner Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit 
mit dem Binnenmarkt nicht nachge-
kommen ist, dürfen keine Einzelbeihil-
fen gewährt werden,

	   �Eine Zuwendung in den Fallgruppen 
nach Art. 1 Abs. 2 bis 5 AGVO, ist aus-
geschlossen.

	   �Der Beihilfeempfänger muss den An-
trag nach Teil III A. I. Nr. 6, mit allen 
erforderlichen Inhalten vor Beginn der 
Arbeiten für das Vorhaben oder die Tä-
tigkeit gestellt haben.

	   �Die Zuwendung darf mit anderen 
staatlichen Beihilfen – einschließlich 
De-minimis-Beihilfen – nicht kumuliert 
werden, es sei denn, die andere Bei-
hilfe bezieht sich auf unterschiedliche 
bestimmbare beihilfefähige Kosten 
oder es wird die höchste nach AGVO 
für diese Beihilfen geltende Beihilfein-
tensität beziehungsweise der höchste 
nach AGVO für diese Beihilfe geltende 
Beihilfebetrag nicht überschritten.

	   �Jede Einzelbeihilfe über 500.000 Euro 
wird nach Art. 9 AGVO für nach dem 
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1. Juli 2016 gewährte Einzelbeihilfen 
nach europarechtlichen Vorgaben auf 
der Website des HMWEVL veröffent-
licht.

	   �Erhaltene Förderungen können im Ein-
zelfall nach Art. 12 AGVO von der Euro-
päischen Kommission geprüft werden.

	 8.2  De-minimis-Beihilfen
	 Für eine Förderung von Unternehmen 

nach Teil II Nr. 1, 4 und 6 sind die De-mi-
nimis-Bestimmungen anzuwenden, falls 
die Freistellung nach AGVO (Teil III A. 
I. Nr. 8.1) nicht anwendbar ist. De-mi-
nimis-Beihilfen werden im Rahmen der 
Verordnung (EU) Nr. 1407 / 2013 der 
Kommission vom 18. Dezember 2013 
über die Anwendung der Art. 107 und 
108 AEUV auf De-minimis-Beihilfen (Abl. 
EU L 352, S. 1) vergeben. 

	 Danach kann ein Unternehmen innerhalb 
von drei Steuerjahren De-minimis-Beihil-
fen im Umfang von bis zu 200.000 Euro 
erhalten. Falls dieser Schwellenwert 
durch bereits erhaltene De-minimis-Bei-
hilfen erreicht ist beziehungsweise 
durch die Förderung im Rahmen des je-
weiligen Programms überschritten wird, 
ist eine Förderung nur mit besonderer 
Genehmigung der Europäischen Kom-
mission möglich.

	 Sofern De-minimis-Beihilfen an Unter-
nehmen gewährt werden, die Dienst-
leistungen von allgemeinem wirtschaft-
lichen Interesse erbringen, darf der 
Gesamtbetrag der Beihilfe 500.000 Euro 
nicht übersteigen (Verordnung (EU) Nr. 
360 / 2012 der Kommission vom 25. April 
2012 über die Anwendung der Art.107 
und 108 des AEUV auf De-minimis-Bei-
hilfen an Unternehmen, die Dienstleis-
tungen von allgemeinem wirtschaftli-
chen Interesse erbringen (ABl. EU 1148 
vom 26. April 2012)).

	 Bei De-minimis-Beihilfen sind Informa-
tions- und Dokumentationspflichten von 
der Zuwendungsempfängerin oder von 
dem Zuwendungsempfänger zu beach-
ten; diese werden mit den Antragsfor-
mularen und Bewilligungsbescheiden 
mitgeteilt.

	 8.3.  Angemeldete Beihilfen
	 Im Falle von Zuwendungen, die weder 

als De-minimis-Beihilfe noch als freige-
stellte Beihilfen gewährt werden können 
und bei denen die Voraussetzungen ei-
ner Beihilfe nach Art. 107 Abs. 1 AEUV 

vorliegen, erfolgt eine Anmeldung bei 
der Europäischen Kommission nach Art. 
108 Abs. 3 AEUV (Einzelfallnotifizierung). 
Vor einer Genehmigung durch die Eu-
ropäische Kommission darf die Beihilfe 
nicht gewährt werden.

II.	 Zuwendungsvoraussetzungen
	 1.  �Das HMWEVL kann innerhalb der 

Förderbereiche wirtschaftspolitische 
Schwerpunkte setzen und ganz oder 
teilweise von der Förderung be-
stimmter Projekte absehen.

	 2.  �Eine Förderung nach dieser Richtlinie 
wird, außer nach Teil II Nr.1, nur für 
solche Vorhaben bewilligt, die noch 
nicht begonnen worden sind (Refi-
nanzierungsverbot). Vorhaben, außer 
nach Teil II Nr. 1, dürfen nicht begon-
nen werden, bevor der Zuwendungs-
bescheid rechtswirksam geworden 
ist.

	 Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich zu 
werten:

	   �der Abschluss eines der Ausführung 
zuzurechnenden Lieferungs- und Leis-
tungsvertrages oder

	   �der Beginn der Bauarbeiten für die In-
vestition oder

	   �die erste rechtsverbindliche Verpflich-
tung zur Bestellung von Ausrüstung 
oder 

	   �eine andere Verpflichtung, die das Vor-
haben unumkehrbar macht.

	 Der früheste der vorgenannten Zeitpunk-
te ist maßgebend. Bei Baumaßnahmen 
gelten Planung, Bodenuntersuchung 
und Grunderwerb nicht als Beginn des 
Vorhabens, es sei denn, sie sind alleini-
ger Zweck der Förderung. Organisatori-
sche Vorbereitungen zu öffentlichkeits-
wirksamen Maßnahmen gelten nicht als 
Beginn des Vorhabens, wenn die oder 
der Antragsberechtigte mit ihnen keine 
Verpflichtung zur Durchführung des Vor-
habens eingeht.

	 Auf der Grundlage eines begründeten 
Antrags kann im Einzelfall eine Ausnah-
me zugelassen werden, aus der jedoch 
kein Anspruch auf Förderung dem Grun-
de oder der Höhe nach abgeleitet wer-
den kann. 

	 Die Voraussetzungen für eine Befreiung 
vom Refinanzierungsverbot liegen vor, 
wenn
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	   �der Antrag auf Förderung bereits ge-
stellt wurde, eine Bewilligung aber 
noch nicht erfolgt,

	   �die Verzögerung nicht der Antragstel-
lerin oder dem Antragsteller anzulas-
ten ist,

	   �der Antragstellerin oder dem Antrag-
steller die alleinige Finanzierung nicht 
zuzumuten ist und

	   �die Maßnahme zum Abwenden größe-
rer Schäden keinen Aufschub duldet 
oder

	   �die Verwirklichung der Maßnahme 
durch einen späteren Beginn grund-
sätzlich gefährdet ist.

	 Bei genehmigungspflichtigen Vorhaben 
ist die Baugenehmigung vor der Bewil-
ligung der Fördermittel vorzulegen. In 
begründeten Ausnahmefällen kann die 
Bewilligungsstelle eine Unbedenklich-
keitsbescheinigung der Baubehörde zu-
lassen. Die Baugenehmigung muss dann 
spätestens bis zum Zeitpunkt des Baube-
ginns nachgereicht werden.

	 In den Fällen, in denen eine Baugeneh-
migung nicht erforderlich ist oder durch 
Fristablauf als erteilt gilt, hat die Antrag-
stellerin oder der Antragsteller den Nach-
weis darüber zu erbringen.

	 VV Nr. 13.1 zu § 44 LHO bleibt hiervon 
unberührt.

	 Ausnahmen vom Refinanzierungsverbot 
werden für kommunale Gebietskörper-
schaften und Zusammenschlüsse von 
kommunalen Gebietskörperschaften (VV 
Nr. 13 zu § 44 LHO) sowie für Universitä-
ten und Hochschulen nur dann zugelas-
sen, wenn die Zuwendung mit mind. 50 
Prozent aus Mitteln des EFRE kofinanziert 
wird.

	 3.  �Bei der Förderung von Vorhaben und 
Projekten von Unternehmen wird die 
Definition der Kleinstunternehmen 
sowie der kleinen und mittleren Unter-
nehmen (Abl. EU L 124 S. 36 – siehe 
auch Anhang I AGVO) oder deren Fol-
gebestimmungen im Sinne der Emp-
fehlung der Europäischen Union vom 6. 
Mai 2003 berücksichtigt. Danach wer-
den Kleinstunternehmen sowie KMU 
derzeit definiert als Unternehmen, die 

		    �weniger als 250 Personen beschäfti-
gen und

		    �entweder einen Jahresumsatz von 
höchstens 50 Mio. Euro erzielen 
oder deren Jahresbilanzsumme sich 
auf höchstens 43 Mio. Euro beläuft.

		    �Ausnahmen werden in Teil II, Einzel-
bestimmungen, geregelt.

	      �Zur Ermittlung der Schwellenwerte 
für eigenständige Unternehmen, Part-
nerunternehmen beziehungsweise 
verbundene Unternehmen gelten die 
in der KMU-Empfehlung der EU-Kom-
mission vom 6. Mai 2003 enthaltenen 
Berechnungsmethoden oder deren 
Folgebestimmungen. Diese Beur-
teilungskriterien dürfen nicht durch 
solche Unternehmen umgangen 
werden, die die Voraussetzungen für 
die Eigenschaft als KMU zwar formal 
erfüllen, jedoch tatsächlich durch 
ein größeres oder mehrere größere 
Unternehmen kontrolliert werden. 
Es sind sämtliche rechtlichen Zusam-
menschlüsse auszuschließen, die eine 
wirtschaftliche Gruppe bilden, deren 
wirtschaftliche Bedeutung über die 
eines KMU hinausgehen.

	 4.  �Sollen hessische Universitäten und 
Hochschulen für geeignete Einzel-
projekte EU- beziehungsweise Lan-
desmittel erhalten, gelten folgende 
Regelungen:

	 a)  �Bei Einzelprojekten erfolgt eine Mit-
telzuweisung grundsätzlich in analo-
ger Anwendung dieser Förderrichtli-
nie. In der Zuweisung der Mittel sind 
dabei in analoger Anwendung der VV 
zu § 44 LHO Bewirtschaftungsrege-
lungen vorzugeben. Die begünstigte 
Universität oder Hochschule muss ihr 
ausdrückliches Einverständnis zur Be-
achtung dieser Bewirtschaftungsre-
gelungen vor der ersten Auszahlung 
der Mittel erklären. In die Mittelzu-
weisung können noch weitere Rege-
lungen aufgenommen werden.

	 b)  �Die begünstigten Universitäten und 
Hochschulen müssen darüber hinaus 
die für öffentliche Auftraggeber gel-
tenden Vergabebestimmungen ein-
halten. Die Einhaltung ist bereits bei 
der Antragstellung zu bestätigen.

	 c)  �Bei Zuweisungen an Universitäten 
und Hochschulen haben diese nach 
VV Nr. 1.8 zu § 34 in Verbindung mit 
VV Nr. 3.2 zu § 9 LHO grundsätzlich 
entsprechende Nachweise über die 
Verwendung zu führen. Ergänzend ist 
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das Muster 4 der VV zu § 44 LHO aus-
zufüllen und bei der Abrechnung vor-
zulegen. Dabei sind 10 Prozent der 
Zuweisung erst nach abschließender 
Vorlage des Nachweises auszuzahlen. 

	 5.  �Soweit außerhalb des FAG aufgrund 
besonderer Gesetze oder nach Maß-
gabe des Landeshaushalts Mittel für 
zweckgebundene Zuwendungen an 
kommunale Empfänger vorgesehen 
sind, sollen bei der Zuwendung deren 
finanzielle Leistungsfähigkeit und ihre 
Stellung im Finanz- und Lastenaus-
gleich berücksichtigt werden. Über 
die Mittel verfügt das jeweils zustän-
dige Fachministerium im Einverneh-
men mit dem für kommunale Ange-
legenheiten zuständigen Ministerium 
und dem Ministerium der Finanzen. 
 
Diese einvernehmliche Abstimmung 
kann entfallen, wenn EU- oder Bun-
desvorgaben entgegenstehen bezie-
hungsweise zum Verlust entsprechen-
der Fördermittel führen.

	 6.  �Für investive Projekte nach Teil II Nr. 
1, 5, 6 und 7 ist Fördervoraussetzung, 
dass die zweckentsprechende Nut-
zung in einem Zeitraum von mind. 
fünf Jahren, bei Infrastrukturinvesti-
tionen in der Regel fünfzehn Jahre, 
sichergestellt und die Wirtschaftlich-
keit (betriebswirtschaftliche Effizi-
enz unter Einschluss der Förderung) 
des Vorhabens nachgewiesen wird. 
In besonders begründeten Fällen 
kann bei KMU von einem Widerruf 
des Zuwendungsbescheids abge-
sehen werden, wenn für mind. drei 
Jahre die Zweckbindung erfüllt ist.  
 
Die mit der erhaltenen Zuwendung 
erstellten Anlagen müssen im Eigen-
tum der Zuwendungsempfängerin 
oder des Zuwendungsempfängers 
verbleiben oder die bestimmungs-
gemäße Nutzung der Anlage muss 
durch Grunddienstbarkeiten gesi-
chert sein. Ausnahmen hiervon kön-
nen auf Antrag zugelassen werden, 
wenn der Zuwendungszweck durch 
die Veräußerung nicht gefährdet 
wird. Die konkrete Zweckbindungs-
frist ist auf die jeweilige Maßnahme 
bezogen im Zuwendungsbescheid zu 
regeln. 

	 7.  �Zuwendungen für investive Projekte 
nach Teil II Nr. 5 verlieren ihre Gül-
tigkeit, wenn nicht spätestens sechs 

Monate nach Eintreten der Bestands-
kraft des Zuwendungsbescheides mit 
dem Vorhaben begonnen wurde. In 
besonders begründeten Einzelfällen 
kann diese Frist verlängert werden.

	 8.  �Eigenleistungen (Eigenarbeitsleistun-
gen) und Sachleistungen können als 
zuwendungsfähig anerkannt werden, 
soweit die Zuwendungsempfänge-
rin oder der Zuwendungsempfän-
ger sich schriftlich verpflichtet, die 
Leistungen zu erbringen und nach-
zuweisen. Der Wert unbarer Eigen-
leistung wird mit dem gesetzlichen 
Mindestlohn je Stunde festgesetzt 
und ist sowohl im Finanzierungs-
plan wie auch im Verwendungs-
nachweis als fiktive Ausgabe und 
als Teil der Eigenmittel darzustellen. 
 
Eigenleistungen müssen belegmäßig 
nachgewiesen und mit Stundennach-
weis und Angaben zu den erbrach-
ten Leistungen erfasst und bestätigt 
sein, so dass sie von einer unabhän-
gigen Stelle geprüft werden können. 
Sie müssen nach Art und Umfang im 
Hinblick auf das Erreichen des Zu-
wendungszwecks notwendig und 
angemessen sein sowie in der Höhe 
dem gesetzlichen Mindestlohn ent-
sprechen. Die Zuwendung selbst darf 
dabei insgesamt nicht höher sein als 
die Summe der tatsächlich geleiste-
ten Ausgaben. Diese Vorschrift ist als 
Auflage in den Bewilligungsbescheid 
aufzunehmen soweit zutreffend.

	 9.  �Bei Zuwendungen an Unternehmen 
muss die Antragstellerin oder der 
Antragsteller zum Zeitpunkt der Ge-
währung der staatlichen Finanzie-
rungshilfe die zu fördernde Betriebs-
stätte in Hessen haben. Sie oder er 
soll außerdem seinen steuerlichen 
Sitz im Land Hessen haben. 	  

	 10.  �Zuschussfähig sind die durch be-
zahlte Rechnungen von Unterneh-
men nachgewiesenen baren Ausga-
ben der Zuwendungsempfänger für 
den geförderten Zweck.	  
 
Planungskosten nach der aktuel-
len HOAI sind in Höhe der Mindest-
sätze zuwendungsfähig.	   
 
Die zuwendungsfähigen Ausgaben 
für Hochbauprojekte und damit in 
unmittelbarem Zusammenhang ste-
hende Ausgaben für Grundstücke, 
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deren Herrichtung und Erschließung, 
und für Baunebenkosten sind nach 
den Hauptkostengruppen der DIN 
276-1:2008-12  zu beziffern. Nicht 
zuwendungsfähig sind die Kosten-
gruppen 120 (Grundstücksneben-
kosten), 230 (Nichtöffentliche Er-
schließung, und 760 (Finanzierung).  
Die Hauptkostengruppen der DIN 
276 gelten als „Ausgabenansätze“ 
nach Nr. 1.2 der ANBest-Gk und AN-
Best-P sowie als „Einzelansätze“ nach 
Nr. 1.2 der Ausgabengliederung nach 
Anhang 1 Muster 2 der baufachlichen 
Ergänzungsbestimmungen. 	  
 
Die Kostengruppen 300 und 400 
können in Projekten privater Trä-
ger zu einem „Ausgabenansatz“ zu-
sammengefasst werden. 	  

	 11.  �Soweit im Rahmen dieser Richtlinie ein 
Zuschuss zu Personalausgaben ge-
währt wird, ist wie folgt zu verfahren: 
 
Beträgt die Zuwendung einer oder ei-
nes Begünstigten bis zu 50 Prozent der 
zuwendungsfähigen Ausgaben, sind 
direkte Ausgaben für im Vorhaben tä-
tige Personen bis zur Höhe von 120 
Prozent des Betrages zuwendungsfä-
hig, der für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer der Entgeltgruppe E 
15 als durchschnittliche Personalkos-
ten ohne Arbeitsplatzkosten in der je-
weils gültigen Personalkostentabelle 
für die Kostenberechnungen in der 
Verwaltung des Hessischen Ministe-
riums der Finanzen angegeben ist. 
 
Beträgt die Zuwendung mehr als 
50 Prozent der zuwendungsfähi-
gen Ausgaben einer oder eines Be-
günstigten, gilt Nr. 1.3 der Anlage 2 
zu den VV zu § 44 LHO.	  
 
Tatsächlich entstandene, auf ein Pro-
jekt entfallende Gemeinkosten werden 
bis maximal 15 Prozent der direkten 
Personalausgaben als zuschussfähig 
anerkannt. Der Zuwendungsgeber 
kann auf einen Einzelnachweis der 
tatsächlich entstandenen Ausga-
ben für Gemeinkosten verzichten.  

	 12.  �Eine Kumulation der Förderung nach 
dieser Richtlinie mit einer Förderung 
des Bundes oder der Europäischen 
Union oder anderen öffentlichen 
Fördergebern ist zulässig, wenn die 
höchste nach AGVO zulässige Bei-
hilfeintensität beziehungsweise der 

höchste nach AGVO geltende Beihil-
febetrag nicht überschritten werden. 
Diese Förderungen reduzieren die 
zuwendungsfähigen Ausgaben nach 
Teil II nicht. Darüber hinaus ist eine 
zusätzliche Förderung aus anderen 
Förderprogrammen des Landes Hes-
sen ausgeschlossen.

	 13.  �Sollen für die Finanzierung eines Vor-
habens neben Eigenanteil und För-
dermitteln aus dieser Richtlinie aus-
nahmsweise noch Mittel aus anderen 
Förderprogrammen z. B. des Bundes 
oder des Landes bereitgestellt wer-
den, sind die Fördermittel und Aus-
gaben des Vorhabens entsprechend 
der Programmzuordnung in einem 
abgestimmten Finanzierungsplan so 
einzusetzen, dass eine mehrfache 
Förderung derselben Ausgabenposi-
tion ausgeschlossen ist. In diesen Fäl-
len ist von der Bewilligungsstelle eine 
Vereinbarung nach Nr. 1.4 VV zu § 44 
LHO zu treffen. Davon ausgenommen 
sind Förderprogramme, deren ge-
genseitige Kumulation durch Haus-
haltsvermerke zum Produkthaushalt 
ausdrücklich erlaubt ist. 

	 14.  �Zuschüsse werden nur bewilligt, wenn 
im Einzelfall die zuwendungsfähigen 
Ausgaben mind. 12.500 Euro und die 
Zuschüsse mind. 5.000 Euro betragen.

	 15.  �Die Auszahlung von Zuwendungen 
unter 25.000 Euro erfolgt erst nach 
Eingang und Vorlage des Prüfberichts 
zum Verwendungsnachweis. Bei Zu-
wendungen über 25.000 Euro gilt ein 
Schlusszahlungsvorbehalt in Höhe von 
10 Prozent der Fördersumme bis zur 
Vorlage des Prüfberichts zum Verwen-
dungsnachweis.

	 16.  �Nach Abschluss der geförderten Maß-
nahme ist die zweckentsprechende 
Verwendung der Förderung der bewil-
ligenden Stelle entsprechend den AN-
Best-P oder ANBest-Gk nachzuweisen, 
soweit im Zuwendungsbescheid keine 
andere Regelung getroffen wurde.

	 17.  �Die Rücknahme und der Widerruf (auch 
teilweise) von Bescheiden sind nach § 
4 Abs. 4 HVwKostG kostenpflichtig, so-
fern diese auf Gründen beruhen, die 
die Zuwendungsempfängerin oder der 
Zuwendungsempfänger zu vertreten 
hat.

	 18.  �Zu dem von der Zuwendungsemp-
fängerin oder vom Zuwendungsemp-
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fänger aufzubringenden Eigenanteil 
zählen insbesondere eigene Mittel, 
Kapitalmarktmittel und sonstige Fi-
nanzmittelzuflüsse Dritter, die keine 
Fördermittel sind. Darlehen aus dem 
hessischen Investitionsfonds für kom-
munale Vorhaben gelten als Eigenmit-
tel der Gemeinde. 

	 19.  �Die Vorgaben des Landesentwick-
lungsplans und des Regionalplans 
sind zu beachten. Eine Förderung 
kann nur gewährt werden, wenn ge-
gen das Vorhaben keine planungs-
rechtlichen, raumordnerischen oder 
städtebaulichen Bedenken bestehen. 

	 20.  �Eine Änderung des Verwendungs-
zwecks bedarf der vorherigen Zustim-
mung der bewilligenden Stelle. 

	 21.  �Die Zuwendungsempfängerin oder 
der Zuwendungsempfänger hat in 
jede von der bewilligenden oder ei-
ner von ihr beauftragten Stelle für 
erforderlich gehaltene Überwachung 
und Überprüfung einzuwilligen sowie 
Evaluierungen zu unterstützen. Das 
Prüfungsrecht gilt insbesondere auch 
für Prüfungen der Rechnungshöfe 
des Landes Hessen, des Bundes und 
der Europäischen Union, die im Rah-
men von örtlichen Erhebungen Ein-
sichtnahme in die Bücher, Belege und 
Unterlagen der Zuwendungsempfän-
gerin oder des Zuwendungsempfän-
gers nehmen. 

	 22.  �Die Zuwendungsempfängerin oder 
der Zuwendungsempfänger erklärt 
sich mit der Antragstellung damit 
einverstanden, dass zum Zwecke der 
Transparenz Name, Angaben über 
das Vorhaben und über die Höhe der 
Zuwendung in geeigneter Form ver-
öffentlicht werden können. 

B.  �	 Ergänzende Bestimmungen bei Förde-
rungen aus Mitteln des Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE)

I. 	 Rechtliche Grundlagen

	 1.  �Im Falle der Förderung mit Mitteln 
aus dem Europäischen Fonds für die 
regionale Entwicklung (EFRE) sind 
über die landesrechtlichen Rege-
lungen hinaus die folgenden ein-
schlägigen Vorschriften zu beachten:  

		    �die Verordnung (EU) Nr. 1303 / 2013 
des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 17. Dezember 2013 

mit gemeinsamen Bestimmungen 
über den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung, den Europä-
ischen Sozialfonds, den Kohäsions-
fonds, den Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raums und den 
Europäischen Meeres- und Fische-
reifonds sowie mit allgemeinen 
Bestimmungen über den Europäi-
schen Fonds für regionale Entwick-
lung, den Europäischen Sozial-
fonds, den Kohäsionsfonds und den 
Europäischen Meeres- und Fische-
reifonds und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1083 / 2006 
des Rates (ABl. L 347 vom 20. 
Dezember 2013, S. 320-469), 

		    �die Verordnung (EU) Nr. 1301 / 2013 
des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 17. Dezember 2013 
über den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung und mit 
besonderen Bestimmungen hin-
sichtlich des Ziels „Investitionen in 
Wachstum und Beschäftigung“ und 
zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1080 / 2006 (ABl. L 347 vom 
20. Dezember 2013, S. 289-302)

		    �sowie die dazugehörigen Durch-
führungsrechtsakte und delegier-
ten Rechtsakte. (Die jeweils aktuell 
gültigen Rechtsakte können unter 
http://ec.europa.eu/regional_po-
licy/information/legislation/index.
de.cfm sowie unter www.efre.hes-
sen.de eingesehen und herunter-
geladen werden).

	 Weitere Grundlagen sind das Operatio-
nelle Programm für die Förderung von 
Investitionen in Wachstum und Beschäf-
tigung in Hessen aus Mitteln des Europä-
ischen Fonds für regionale Entwicklung 
2014-2020 (IWB-EFRE-Programm-Hes-
sen), genehmigt von der Europäischen 
Kommission mit Entscheidung vom 12. 
Dezember 2014 (CCI 2014DE16RF-
OP007) sowie die Allgemeinen Projek-
tauswahlkriterien (Methoden und Kri-
terien für die Auswahl von Vorhaben), 
genehmigt vom IWB-EFRE Begleitaus-
schuss Hessen mit Beschluss vom 29. 
August 2016.

	 2.  �Die Förderung im Rahmen des 
IWB-EFRE-Programms Hessen wird 
nach den §§ 23 und 44 der hessi-
schen LHO und den hierzu erlassenen 
VV als Zuwendung gewährt.	
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	 3.  �Anderweitige Regelungen zur Unter-
stützung von Finanzinstrumenten und 
zum Abschluss von Verträgen bleiben 
unberührt.

	 4.  �Die in diesem Teil getroffenen Re-
gelungen gehen den übrigen dieser 
Richtlinie vor, soweit diese im Wider-
spruch oder als Ergänzung zu beur-
teilen sind.

II.	 Zuwendungsvoraussetzungen
	 1.  �Die Förderberechtigung einer oder 

eines potentiellen Begünstigten, die 
Förderfähigkeit des Vorhabens sowie 
die Antragstellung bei der bewilli-
genden Stelle ergeben sich aus den 
übrigen Vorschriften dieser Richtlinie. 
Anträge zur Förderung eines Vorha-
bens aus Mitteln des EFRE können 
über das Online-Kundenportal der 
WIBank in Textform nach § 126 Bür-
gerliches Gesetzbuch eingereicht 
werden.

	 2.  �Die Förderung eines Vorhabens aus 
Mitteln des EFRE kann in Kombination 
mit weiteren Fördermitteln des Lan-
des Hessen und der Bundesrepublik 
Deutschland erfolgen. Der Kofinan-
zierungssatz aus dem EFRE liegt nicht 
über 50 Prozent.

	 3.  �Für eine Förderung aus Mitteln des 
EFRE kommen nur Ausgaben in Be-
tracht, die von der oder dem Begüns-
tigten getätigt und zwischen dem 1. 
Januar 2014 und dem 31. Dezember 
2023 bezahlt werden. Voraussetzung 
für die Bewilligung einer Förderung 
ist, dass die Gesamtfinanzierung des 
Projektes gesichert ist. 

	 4.  �Die Zuwendung wird grundsätzlich 
als zweckgebundener rückzahlbarer 
oder nicht rückzahlbarer Zuschuss 
gewährt, soweit keine anderweitige 
Regelung getroffen worden ist.

	 5.  �Eine Förderung kommt nur für Vorha-
ben in Betracht, die im Land Hessen 
durchgeführt werden. Ausnahms-
weise können Clusternetzwerke 
über die Landesgrenze hinausge-
hend gefördert werden.	  
 
Großprojekte mit zuwendungsfähigen 
Gesamtkosten von mehr als 50 Mio. 
Euro beziehungsweise 75 Mio. Euro bei 
Verkehr- und Netzinfrastrukturmaßnah-
men nach Art. 100 der Verordnung (EU) 
Nr. 1303 / 2013 werden nicht gefördert.

	 6.  �Erteilung einer Ausnahme vom 
Refinanzierungsverbot	  
Lassen die übrigen Bestimmungen 
dieser Richtlinie die Erteilung einer 
Ausnahme vom Verbot des vorzei-
tigen Maßnahmenbeginns (Refi-
nanzierungsverbot) zu, stehen die 
EU-rechtlichen Bestimmungen dem 
nicht entgegen. Eine solche Ausnah-
meerteilung hat schriftlich unter Si-
cherstellung der Einhaltung der für 
die Zuwendungsempfängerin oder 
den Zuwendungsempfänger im Zu-
wendungsverfahren geltenden Be-
stimmungen zu erfolgen.

7.  �	 Verfahren

7.1  �	 Zuwendungen werden nur für bereits 
getätigte Ausgaben ausgezahlt (Erstat-
tungsprinzip). Diese sind zahlenmäßig 
nachzuweisen (Zwischen- und Verwen-
dungsnachweis) und werden von der 
bewilligenden Stelle vor Auszahlung auf 
Ordnungsmäßigkeit überprüft.

7.2	 Wird ein Vorhaben ausschließlich aus 
Mitteln des EFRE oder auch aus Mitteln 
des EFRE, kofinanziert mit Landesmit-
teln, gefördert, sind die Gemeinkosten 
pauschal zu berechnen. 15 Prozent der 
zuwendungsfähigen direkten Personal-
ausgaben werden als zuwendungsfähige 
Gemeinkosten, bezogen auf das gesam-
te Vorhaben, anerkannt. Übersteigen die 
tatsächlichen Ausgaben diesen Pauschal-
betrag, werden diese nicht gesondert ab-
gerechnet. Dies gilt zu jedem Zeitpunkt 
des Förderverfahrens. Ein Nachweis über 
die tatsächlich entstandenen Gemeinkos-
ten ist nicht zu erbringen.

7.3	 Auf die Einreichung von Originalbe-
legen kann verzichtet werden. Die Zu-
wendungsempfängerin oder der Zu-
wendungsempfänger stellt aber sicher, 
dass die Originale der eingereichten 
Belegkopien jederzeit seitens einer prü-
fenden Stelle (zum Beispiel Hessischer 
Rechnungshof) eingesehen werden kön-
nen. Alle Belege für die im Rahmen des 
geförderten Projektes getätigten Ausga-
ben sind von ihr oder ihm aufzubewah-
ren.

III.	 Sonstige EFRE-spezifische  
Bestimmungen

	 1.  �Vorhaben, die aus dem EFRE ge-
fördert werden, müssen dem Recht 
der Europäischen Union und den in 
Bezug auf die Umsetzung des Vor-
habens einschlägigen nationalen 
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Rechtsvorschriften entsprechen. Ins-
besondere wird auf die Pflicht zur 
Einhaltung vergaberechtlicher und 
beihilferechtlicher Bestimmungen 
sowie der Nebenbestimmungen im 
Zuwendungsbescheid hingewiesen.  
 
Eine Überprüfung der einzuhalten-
den rechtlichen Bestimmungen er-
folgt durch die bewilligende Stel-
le (Verwaltungsprüfungen). Die 
Überprüfungen erfolgen in Form 
von Unterlagenprüfungen sowie 
Vor-Ort-Überprüfungen. Darüber hi-
naus kann eine weitere Überprüfung 
seitens der EFRE-Verwaltungsbehör-
de, der EFRE-Prüfbehörde, des Hes-
sischen Rechnungshofes, des Euro-
päischen Rechnungshofes sowie von 
Prüforganen der Europäischen Union 
vorgenommen werden. 

	 2.  �EFRE-geförderte Maßnahmen unter-
liegen der Publizitätspflicht. Art und 
Umfang der durchzuführenden Publi-
zitätsmaßnahmen wird als Auflage im 
Zuwendungsbescheid geregelt.

	 3.  �Die Zuwendungsempfängerin oder 
der Zuwendungsempfänger erklärt 
schriftlich, dass er mit Annahme der 
Fördermittel aus dem Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung ein-
verstanden ist, in die veröffentlichte 
Liste der Vorhaben aufgenommen zu 
werden.

C.	 Ergänzende Bestimmungen bei Förde-
rungen aus Mitteln der Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (GRW)

	 Für Vorhaben, die mit Zuschüssen nach 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
gefördert werden, gelten zusätzlich die 
im Koordinierungsrahmen festgelegten 
Regelungen über Voraussetzung, Art 
und Intensität der Förderung.

I.	 Rechtliche Grundlagen
	   �Art. 91 a und Art. 91 b des Grundge-

setzes (GG) in der jeweils gültigen Fas-
sung)

	   �Gesetz über die Gemeinschaftsaufga-
be „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur“ (GRWG) in der jeweils 
gültigen Fassung)

	   �Koordinierungsrahmen der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der re-

gionalen Wirtschaftsstruktur“ ab 1. Juli 
2014 (Deutscher Bundestag, in der je-
weils gültigen Fassung)

II.	 Zuwendungsvoraussetzungen
	 Zu den Zuwendungsvoraussetzungen 

siehe Teil III A. und die Einzelbestimmun-
gen zu den jeweiligen Förderprogram-
men in Teil II Nr. 1 bis 7.

D.	 Beihilfe
	 Die beihilferechtlichen Vorschriften der 

Europäischen Union werden beach-
tet. Bei den Zuwendungen nach dieser 
Richtlinie, soweit diese Beihilfen sind, 
handelt es sich um Beihilfen, die nach 
Art. 107 Abs. 3 AEUV mit dem Binnen-
markt vereinbar sind. Diese Richtlinie ist 
der EU-Kommission auf der Grundlage 
von VO (EU) Nr. 651 / 2014 angezeigt 
worden. Sie ist freigestellt. Die Bericht-
erstattung der beihilfegewährenden 
Stelle (HMWEVL) erfolgt jährlich auf der 
Grundlage nach Art. 9 und 11 AGVO. 
Über Beihilfen in Höhe von über 500.000 
Euro muss einzeln berichtet werden. Die 
zu berichtenden Informationen sind in 
Anhang III der AGVO aufgeführt. Beihil-
fen im Rahmen der GRW sind durch das 
Bundeswirtschaftsministerium freige-
stellt worden und können nach Art. 107 
Abs. 3 AEUV gewährt werden.

E.	 Inkrafttreten
	 Diese Richtlinie tritt rückwirkend zum 

1. Januar 2016 in Kraft und mit Ablauf 
des 31. Dezember 2020 außer Kraft. Für 
Förderungen, die nach dieser Richtlinie 
gewährt wurden, bleibt sie auch nach 
Ablauf ihrer Geltungsdauer weiter an-
wendbar. Sie ersetzt die Richtlinien des 
Landes Hessen zur Förderung der regi-
onalen Entwicklung vom 26. März 2013 
(StAnz. S. 515), zuletzt geändert mit Er-
lass vom 11. Mai 2013 (StAnz. S. 682), 
die jedoch weiterhin für die nach diesen 
Richtlinien gewährten Förderungen an-
wendbar bleiben.

F. 	 Inkrafttreten Anpassungen
	 Die Anpassungen in Teil III A. I. Nr. 4 

und in Teil III B. II Nr. 7.3 treten am Tag 
ihrer Veröffentlichung  im Staatsanzei-
ger für das Land Hessen, das ist der  
29. Januar 2018, in Kraft, und mit Ablauf  
des 31. Dezember 2020 außer Kraft.
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Wiesbaden, den 15. Januar 2018

Hessisches Ministerium für Wirtschaft, 
Energie, Verkehr und Landesentwicklung
II 3-069-c-42-07-14#012
- Gültigkeitsverzeichnis 50 - 
StAnz. 05 / 2018, S. 220

Anlage
Weitere Fördermöglichkeiten 
Über die in Teil I Nr. 2 und in Teil II dargestellten 
Förderprogramme hinaus bestehen folgende 
Förderangebote des Landes: 

1. 	 Betriebliche Investitionen 
	 Die Wirtschafts- und Infrastrukturbank 

Hessen – WIBank (Teil I Nr. 5.) gewährt 
in Kooperation mit der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau Darlehen an kleine 
und mittlere Unternehmen (KMU) mit 
Möglichkeiten der Zinsverbilligung 
(Merkblatt der WIBank zur Gründungs- 
und Wachstumsfinanzierung Hessen 
(GuW-Hessen - Wachstum)).

	 Darüber hinaus können auch Nachrang-
darlehen im Rahmen des Programmes 
Kapital für Kleinunternehmen (Merkblatt 
der WIBank Kapital für Kleinunterneh-
men) durch die WIBank gewährt werden.

2. 	 Finanzierungshilfen zur  
Existenzgründung

2.1 	 GuW Hessen – Gründung
	 Die WIBank gewährt in Kooperation 

mit der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW) Darlehen an KMU und Angehörige 
der freien Berufe mit Möglichkeiten der 
Zinsverbilligung (Merkblatt der WIBank 
zur Gründungs- und Wachstumsfinanzie-
rung Hessen (GuW-Hessen - Gründung)).

2.2 	 Hessen-Mikrodarlehen
	 Für kleinere Kreditbeträge zur Existenz-

gründung und Unternehmensnachfol-
ge steht das Hessen-Mikrodarlehen zur 
Verfügung, das über Kooperationspart-
ner der WIBank (sind auf der Homepage 
der WIBank abrufbar) beantragt werden 
kann (Merkblatt der WIBank zum Pro-
gramm Hessen-Mikrodarlehen)).

3. 	 Bürgschaften 
	 Investitions- und Betriebsmittelfinanzie-

rungen können im Rahmen von Landes-
bürgschaften und durch die Bürgschafts-
bank Hessen GmbH verbürgt werden. 
Auskünfte erteilt die 

	 Bürgschaftsbank Hessen GmbH 
	 Gustav-Stresemann-Ring 9
	 65189 Wiesbaden
	 Tel.: 0611 1507-0
	 Fax.: 0611 1507-22
	 www.bb-h.de 

	 Landesbürgschaften werden nach den 
Richtlinien für die Übernahme von Bürg-
schaften durch das Land Hessen für die 
gewerbliche Wirtschaft und freie Berufe 
(Landesbürgschaftsprogramm) in der 
jeweils gültigen Fassung vergeben und 
von der WIBank bearbeitet. 

4. 	 Beteiligungskapital 
	 Beteiligungskapital wird zurzeit von fol-

genden Beteiligungsgesellschaften be-
reitgestellt: 

	 MBG H Mittelständische Beteiligungsge-
sellschaft Hessen mbH, Hessen Kapital I 
und II GmbH, TF H III Technologiefonds 
Hessen GmbH

	 Beteiligungskapital für Unternehmens-
neugründungen (siehe auch Richtlinie 
des Landes Hessen zur Gründungs- und 
Mittelstandsförderung und Richtlinie des 
Landes Hessen zur Innovationsförde-
rung).

	 Auskünfte erteilt die mit der  
Geschäftsbesorgungbeauftragte 	
Beteiligungs-Managementgesellschaft 
Hessen mbH (BMH) 

	
	 Gustav-Stresemann-Ring 9
	 65189 Wiesbaden
	 Tel.: 0611 949 176-0
	 www.bmh-hessen.de 

5. 	 Innovationsförderung 
	 Weitere Fördermöglichkeiten im Rah-

men des Innovationsfördersystems sind 
der Richtlinie des Landes Hessen zur In-
novationsförderung zu entnehmen. 

	 Die WIBank gewährt auch Darlehen zur 
Umsetzung innovativer Vorhaben mit 70 
Prozent Haftungsfreistellung (Merkblatt der 
WIBank zum Innovationskredit Hessen).

6. 	 Beratungsangebote
	 Zur Verbesserung der Wettbewerbsfä-

higkeit von KMU und zur Stärkung der 
Gründungsbereitschaft fördert das Land 
Beratungsleistungen z. B. zur Existenz-
gründung und zur Verbesserung der 
unternehmerischen Qualifikation (Richt-
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linie des Landes Hessen zur Gründungs- 
und Mittelstandsförderung).

7. 	 Qualifizierungsförderung 
	 Die Förderung von Maßnahmen der be-

ruflichen Aus- und Weiterbildung sowie 
die Förderung von Investitionen in über-
betriebliche Berufsbildungszentren er-
folgt nach der Richtlinie des Landes zur 
Hessischen Qualifizierungsoffensive. 

8. 	 Stadtentwicklung 
	 Nach der Richtlinie des Landes Hessen 

zur Förderung der nachhaltigen Stad-
tentwicklung unterstützt das Hessische 
Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz in 
ausgewählten Gebieten die städtebauli-
che Erneuerung und Entwicklung. Eine 
Förderung aus EFRE-Mitteln ist auf Ba-
sis der Richtlinie des Landes Hessen zur 
Förderung kommunaler Investitionen zur 
Revitalisierung von Siedlungsbereichen 
einschließlich der Förderung lokaler 
Ökonomie möglich.

9. 	 Ländlicher Raum
	 Fördermöglichkeiten im ländlichen 

Raum siehe Richtlinie des Landes Hes-
sen zur Förderung der ländlichen Ent-
wicklung.

10. 	 Kommunale Bodenbevorratung 
	 Über die Hessische Landgesellschaft 

mbH (HLG) bietet das Land Hessen den 
Städten und Gemeinden in Hessen güns-
tige Möglichkeiten für die Bevorratung 
von Grundstücken, die für die kommuna-
le Entwicklung im Innen- und Außenbe-
reich von Bedeutung sind (z. B. für die 
städtebauliche Entwicklung und Gewer-
beansiedlung).

11. 	 Hessischer Teil des UNESCO Welterbes 
Oberes Mittelrheintal und Regionalpark 
FrankfurtRheinMain

	 Investive Maßnahmen und Maßnah-
men der Öffentlichkeitsarbeit im Regi-
onalpark FrankfurtRheinMain und im 
hessischen Teil des UNESCO Welterbe 
Oberes Mittelrheintal können durch das 
Referat Raumordnung und Regionalpla-
nung im HMWEVL gefördert werden.



Hessisches Ministerium für Wirtschaft,  
Energie, Verkehr und Landesentwicklung 

Referat Öffentlichkeitsarbeit
Kaiser-Friedrich-Ring 75
D-65185 Wiesbaden
Tel.: 0611 815 - 2021

www.wirtschaft.hessen.de
poststelle@wirtschaft.hessen.de


